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Gesetz 
über die Steuern des Kantons und der Gemeinden  
(Steuergesetz, StG) 

Änderung vom 1 

Der Landrat  v on Nidwalden,  

gestützt auf Art. 32 und 60 der Kantonsverfassung, 

beschl iesst :  

I. 

Das Gesetz vom 22. März 2000 über die Steuern des Kantons und der 
Gemeinden (Steuergesetz, StG)2 wird wie folgt geändert: 

II. EINKOMMENS- UND VERMÖGENSSTEUERN 

A. Steuerpflicht 

1. Steuerliche Zugehörigkeit und Umfang der Steuerpflicht 

Art. 5 Abs. 2 Ziff. 8 Wirtschaftliche Zugehörigkeit 

1 Natürliche Personen ohne steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt im Kanton sind 
aufgrund wirtschaftlicher Zugehörigkeit steuerpflichtig, wenn sie:  

1. im Kanton Geschäftsbetriebe oder Betriebsstätten unterhalten; 
2. an Grundstücken im Kanton Eigentum, dingliche Rechte oder diesen wirtschaftlich 

gleichkommende persönliche Nutzungsrechte haben. 

3. im Kanton gelegene Grundstücke vermitteln oder damit handeln. 

2 Natürliche Personen ohne steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt in der Schweiz 
sind ergänzend zu Abs. 1 aufgrund wirtschaftlicher Zugehörigkeit steuerpflichtig, wenn sie:  
1. im Kanton eine Erwerbstätigkeit ausüben; 

2. als Mitglieder der Verwaltung oder Geschäftsführung von juristischen Personen mit 
Sitz oder Betriebsstätte im Kanton Tantiemen, Sitzungsgelder, feste Entschädigun-
gen, Mitarbeiterbeteiligungen oder ähnliche Vergütungen beziehen; 

3. Gläubigerin oder Gläubiger beziehungsweise Nutzniesserin oder Nutzniesser von 
Forderungen sind, die durch Grund- oder Faustpfand auf Grundstücken im Kanton 
gesichert sind; 

4. ... 
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5. Eigentümerin oder Eigentümer beziehungsweise Nutzniesserin oder Nutzniesser 
von im Kanton verwaltetem Vermögen sind; 

6. Pensionen, Ruhegehälter oder andere Leistungen erhalten, die aufgrund eines 

früheren öffentlichrechtlichen Arbeitsverhältnisses von einer Arbeitgeberin oder ei-
nem Arbeitgeber oder einer Vorsorgeeinrichtung mit Sitz im Kanton ausgerichtet 
werden; 

7. Leistungen aus schweizerischen privatrechtlichen Einrichtungen der beruflichen Vor-
sorge oder aus anerkannten Formen der gebundenen Selbstvorsorge mit Sitz oder 
Betriebsstätte im Kanton erhalten; 

8. für Arbeit im internationalen Verkehr an Bord eines Schiffes oder 
eines Luftfahrzeuges oder bei einem Transport auf der Strasse 
Lohn oder andere Vergütungen von einer Arbeitgeberin oder einem 
Arbeitgeber mit Sitz oder Betriebsstätte im Kanton erhalten; davon 
ausgenommen bleibt die Besteuerung der Seeleute für Arbeit an 
Bord eines Hochseeschiffes. 

3 Als Betriebsstätte gilt eine feste Geschäftseinrichtung, in der die Geschäftstätigkeit ei-
nes Unternehmens oder ein freier Beruf ganz oder teilweise ausgeübt wird. Betriebsstät-
ten sind insbesondere Zweigniederlassungen, Fabrikationsstätten, Werkstätten, Verkaufs-

stellen, ständige Vertretungen, Bergwerke und andere Stätten der Ausbeutung von Bo-
denschätzen sowie Bau- oder Montagestellen von mindestens zwölf Monaten Dauer. 

Art. 8 Abs. 1  2. Verluste 

1 Aufgehoben Auf Einkünften, mit denen nach den Grundsätzen des 
Bundesrechts zum Verbot der interkantonalen Doppelbesteuerung Auf-
wandüberschüsse und Verluste von ausserkantonalen Grundstücken 
verrechnet wurden, wird eine Nachsteuer erhoben, soweit in den sieben 
nachfolgenden Steuerperioden im Belegenheitskanton steuerbare Er-
träge und Gewinne anfallen. 

2 Ein schweizerisches Unternehmen kann Verluste aus ausländischen Betriebsstätten, 
vorbehältlich von solchen aus Grundstücken, mit inländischen Gewinnen verrechnen, so-

weit diese Verluste im Betriebsstättestaat nicht bereits berücksichtigt wurden. Verzeichnen 
diese Betriebsstätten in den folgenden sieben Geschäftsjahren Gewinne, wird im Umfang 
der im Betriebsstättestaat verrechenbaren Vorjahresverluste eine Nachsteuer erhoben. In 

allen übrigen Fällen werden Auslandsverluste nur satzbestimmend berücksichtigt. 

B. Einkommenssteuer 

1. Steuerbare Einkünfte 

Art. 20 Abs. 3 Unselbstständige Erwerbstätigkeit 

1 Steuerbar sind alle Einkünfte aus unselbstständiger Erwerbstätigkeit mit Einschluss 
der Nebeneinkünfte wie Entschädigungen für Sonderleistungen, Provisionen, Zulagen, 
Dienstalters- und Jubiläumsgeschenke, Gratifikationen, Trinkgelder, Tantiemen, geldwerte 
Vorteile aus Mitarbeiterbeteiligungen und andere geldwerte Vorteile. 
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2 Kapitalabfindungen aus einer mit einem Arbeitsverhältnis verbundenen Vorsorgeein-
richtung oder gleichartige Kapitalabfindungen der Arbeitgeberin beziehungsweise des Ar-
beitgebers werden nach Art. 42 besteuert. 

3 Die von der Arbeitgeberin beziehungsweise dem Arbeitgeber getra-
genen Kosten der berufsorientierten Aus- und Weiterbildung, ein-
schliesslich Umschulungskosten, stellen unabhängig von deren Höhe 
keine anderen geldwerten Vorteile im Sinne von Abs. 1 dar. 

3. Ermittlung des Reineinkommens 

Art. 29 Abs. 1 Ziff. 6 Unselbstständige Erwerbstätigkeit 

1 Als Berufskosten werden abgezogen: 
1. die notwendigen Kosten bis zu einem Maximalbetrag von Fr. 6 000.- für Fahrten 

zwischen Wohn- und Arbeitsstätte; 
2. die notwendigen Mehrkosten für Verpflegung ausserhalb der Wohnstätte und bei 

Schichtarbeit; 

3. die notwendigen Mehrkosten für die Unterkunft bei Wochenaufenthalt; 
4. die übrigen für die Ausübung des Berufes erforderlichen Kosten; 
5. allgemeine Aufwendungen für nebenberufliche Behördentätigkeit; 

6. die mit dem Beruf zusammenhängenden Weiterbildungs- und Um-
schulungskosten Kosten der berufsorientierten Aus- und Weiterbil-
dung, einschliesslich Umschulungskosten, gemäss Art. 35 Ziff. 10. 

2 Für die Berufskosten gemäss Abs. 1 Ziff. 1-5 legt der Regierungsrat Pauschalansätze 
fest. Im Falle von Abs. 1 Ziff. 3 und 4 steht der steuerpflichtigen Person der Nachweis hö-

herer Kosten offen. 

Art. 30 Abs. 2 Ziff. 6 Selbständige Erwerbstätigkeit 

   1. Allgemeines 

1 Bei selbstständiger Erwerbstätigkeit werden die geschäfts- oder berufsmässig begrün-
deten Kosten abgezogen. 

2 Dazu gehören insbesondere: 
1. die verbuchten Abschreibungen, Wertberichtigungen und Rückstellungen; 

2. die verbuchten Rücklagen für Forschungs- und Entwicklungsaufträge; 
3. die eingetretenen und verbuchten Verluste auf Geschäftsvermögen; 
4. die Zuwendungen an Vorsorgeeinrichtungen zugunsten des eigenen Personals, so-

fern jede zweckwidrige Verwendung ausgeschlossen ist; 
5. Zinsen auf Geschäftsschulden sowie Zinsen, die auf Beteiligungen nach Art. 21 

Abs. 2 entfallen; 

6. die Kosten der berufsorientierten Aus- und Weiterbildung, ein-
schliesslich Umschulungskosten, des eigenen Personals. 

3 Nicht abziehbar sind Zahlungen von Bestechungsgeldern im Sinne des schweizeri-
schen Strafrechts an schweizerische oder fremde Amtsträgerinnen oder Amtsträger. 
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Art. 31 Abs. 4 2. Abschreibungen, Wertberichtigungen, Rückstellungen und 

Rücklagen 

1 Abschreibungen, Wertberichtigungen, Rückstellungen und Rücklagen werden berück-
sichtigt, soweit sie geschäftsmässig begründet sind. 

2 Geschäftsmässig begründet sind: 
1. Abschreibungen, soweit sie einem angemessenen Ausgleich der in der Steuerperi-

ode eingetretenen endgültigen Wertverminderung entsprechen; 
2. Wertberichtigungen, soweit sie einem angemessenen Ausgleich der in der Steuer-

periode eingetretenen vorübergehenden Wertverminderung entsprechen;  

3. Rückstellungen, soweit sie zum Ausgleich drohender Verluste notwendig sind oder 
dem Ausgleich von bestehenden Verpflichtungen dienen, deren Rechtsbestand oder 
Höhe noch unbestimmt ist; 

4. Rückstellungen für Forschungs- und Entwicklungsaufträge an Dritte oder für nach-
gewiesene eigene Forschungs- und Entwicklungsprojekte; der Regierungsrat legt 
die Kriterien für den Nachweis der Forschungs- und Entwicklungsprojekte fest. 

3 Wertberichtigungen und Rückstellungen, die nicht mehr geschäftsmässig begründet 
sind, werden dem Geschäftsertrag zugerechnet. 

4 Abschreibungen auf Aktiven, die zum Ausgleich von Verlusten höher 
bewertet wurden, können nur vorgenommen werden, wenn die Aufwer-
tungen handelsrechtlich zulässig waren und die Verluste im Zeitpunkt 
der Abschreibung gemäss Art. 33 Abs. 1 verrechenbar gewesen wären. 

Art. 34 Abs. 2 Privatvermögen 

1 Bei beweglichem Privatvermögen können die Kosten der Verwaltung durch Dritte und 
die weder rückforderbaren noch anrechenbaren ausländischen Quellensteuern abgezo-
gen werden. 

2 Bei Grundstücken im Privatvermögen können die Unterhaltskosten, 
die Kosten der Instandstellung von neu erworbenen Grundstücken, die 
Versicherungsprämien und die Kosten der Verwaltung durch Dritte ab-
gezogen werden. Den Unterhaltskosten gleichgestellt sind Investitionen, 
die dem Energiesparen und dem Umweltschutz dienen, soweit sie bei 
der direkten Bundessteuer abziehbar sind, sowie Rückbaukosten im 
Hinblick auf einen Ersatzneubau. Investitionskosten und Rückbaukosten 
sind in den zwei nachfolgenden Steuerperioden abziehbar, soweit sie in 
der laufenden Steuerperiode, in welcher die Aufwendungen angefallen 
sind, steuerlich nicht vollständig berücksichtigt werden können. 

3 Abziehbar sind ferner die Kosten denkmalpflegerischer Arbeiten, welche die steuer-
pflichtige Person aufgrund gesetzlicher Vorschriften, im Einvernehmen mit den Behörden 
oder auf deren Anordnung hin vorgenommen hat, soweit diese Arbeiten nicht subventio-
niert sind.  

4 Die steuerpflichtige Person kann für Grundstücke des Privatvermögens, die vorwie-
gend Wohnzwecken dienen, anstelle der tatsächlichen Kosten und Prämien einen Pau-
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schalabzug geltend machen. Der Pauschalabzug für Unterhalts-, Betriebs- und Verwal-
tungskosten von Grundstücken beträgt: 
1. 10 Prozent des gesamten Rohertrages, wenn das Gebäude weniger als zehn Jahre 

alt ist; 
2. 20 Prozent des gesamten Rohertrages, wenn das Gebäude zehn oder mehr Jahre 

alt ist. 

5 Die den Erträgen aus vermieteten oder verpachteten Grundstücken gegenüberstehen-
den Baurechtszinsen können abgezogen werden. 

Art. 35 Ziff. 7 und 10 Allgemeine Abzüge 

1. von der Höhe des Einkommens unabhängige Abzüge 

Von den Einkünften werden abgezogen: 
1. die privaten Schuldzinsen im Umfang der nach den Art. 23, 23a und 24 steuerbaren 

Vermögenserträge und weiterer Fr. 50‘000.-; davon ausgenommen sind die Baukre-
ditzinsen sowie die Zinsen für Darlehen, die eine Kapitalgesellschaft einer an ihrem 
Kapital massgeblich beteiligten oder ihr nahestehenden natürlichen Person zu Be-

dingungen gewährt, die erheblich von den im Geschäftsverkehr unter Dritten übli-
chen Bedingungen abweichen; 

2. die dauernden Lasten sowie 40 Prozent der bezahlten Leibrenten; 

3. die Unterhaltsbeiträge an den geschiedenen, gerichtlich oder tatsächlich getrennt 
lebenden Ehegatten sowie die Unterhaltsbeiträge an einen Elternteil für die unter 
dessen elterlichen Sorge oder Obhut stehenden Kinder, nicht jedoch Leistungen in 

Erfüllung anderer familienrechtlicher Unterhalts- oder Unterstützungspflichten; 
4. die gemäss Gesetz, Statut oder Reglement geleisteten Einlagen, Prämien und Bei-

träge an die Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung und an Einrichtun-

gen der beruflichen Vorsorge; 
5. Einlagen, Prämien und Beiträge zum Erwerb von vertraglichen Ansprüchen aus an-

erkannten Formen der gebundenen Selbstvorsorge, nach Massgabe der bundes-
rechtlichen Vorschriften über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invaliden-

vorsorge; 
6. die Prämien und Beiträge für die Erwerbsersatzordnung, die Arbeitslosenversiche-

rung und die obligatorische Unfallversicherung; 

7. die Einlagen, Prämien und Beiträge für die Lebens-, die Kranken- 
und die nicht unter Ziff. 6 fallende Unfallversicherung sowie die 
Zinsen von Sparkapitalien der steuerpflichtigen Person und der von 
ihr unterhaltenen Personen: 
a) für verheiratete Personen, die in rechtlich und tatsächlich un-

getrennter Ehe leben im jeweils geltenden Umfang von Art. 
212 Abs. 1 Art. 33 Abs. 1 lit. g Ziff. 1 des Bundesgesetzes 
über die direkte Bundessteuer (DBG); 

b) für die übrigen Steuerpflichtigen im jeweils geltenden Umfang 
von Art. 212 Abs. 1 Art. 33 Abs. 1 lit. g Ziff. 2 DBG. 

 Für Steuerpflichtige ohne Beiträge gemäss den Ziff. 4 und 5 erhö-
hen sich diese Abzüge um die Hälfte. Diese Abzüge erhöhen sich 
für jedes Kind oder jede unterstützungsbedürftige Person, für das 
die die steuerpflichtige Person einen Abzug nach Art. 39 Abs. 1 
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Ziff. 1 oder 4 gewährt wird geltend machen kann im jeweils gelten-
den Umfang von Art. 212 Abs. 1 Art. 33 Abs. 1bis lit. b DBG; 

8. die nachgewiesenen Kosten, jedoch höchstens Fr. 7 900.-, für die Drittbetreuung je-

des Kindes, das das 14. Altersjahr noch nicht vollendet hat und mit der steuerpflich-
tigen Person, die für seinen Unterhalt sorgt, im gleichen Haushalt lebt, soweit diese 
Kosten in direktem kausalem Zusammenhang mit der Erwerbstätigkeit, Ausbildung 

oder Erwerbsunfähigkeit der steuerpflichtigen Person stehen; 
9. die Einsatzkosten in der Höhe von 5 Prozent der einzelnen Gewinne aus einer Lot-

terie oder einer lotterieähnlichen Veranstaltung, jedoch höchstens Fr. 5 000.-; 

10. die Kosten der berufsorientierten Aus- und Weiterbildung, ein-
schliesslich Umschulungskosten, bis zum Gesamtbetrag von 
Fr. 12 000.-, sofern: 

 a) ein erster Abschluss auf der Sekundarstufe II vorliegt; oder 
b) das 20. Lebensjahr vollendet ist und es sich nicht um die Aus-

bildungskosten bis zum ersten Abschluss auf der Sekundar-
stufe II handelt. 

Art. 38 Ziff. 2  Nicht abziehbare Kosten und Aufwendungen 

Nicht abziehbar sind die übrigen Kosten und Aufwendungen, insbesondere: 
1. die Aufwendungen für den Unterhalt der steuerpflichtigen Person und ihrer Familie 

sowie der durch die berufliche Stellung der steuerpflichtigen Person bedingte Pri-

vataufwand; 

2. Aufgehoben die Ausbildungskosten; 
3. die Aufwendungen für Schuldentilgung; 
4. die Aufwendungen für die Anschaffung, Herstellung oder Wertvermehrung von Ver-

mögensgegenständen; 
5. sämtliche Steuern und Steuerbussen, die aufgrund dieses Gesetzes, des Bundes-

gesetzes über die direkte Bundessteuer sowie aufgrund gleichartiger ausländischer 

Erlasse erhoben werden. 

4. Ermittlung des steuerbaren Einkommens 

Art. 39 Abs. 1 Ziff. 1 und 4 sowie Abs. 2  Sozialabzüge 

1 Zur Ermittlung des steuerbaren Einkommens werden vom Reineinkommen abgezo-
gen: 

1. als Kinderabzug: 
 Fr. 6 000.- (Betrag gemäss Wortlaut StG-Revision 2020, aktuell Fr. 

5 400.-) für jedes minderjährige oder in der beruflichen oder schuli-
schen Ausbildung stehende Kind, unter elterlicher Sorge oder Ob-
hut der steuerpflichtigen Person sowie für jedes volljährige Kind in 
Ausbildung, wenn die steuerpflichtige Person für dessen Unterhalt 
die steuerpflichtige Person sorgt; werden die Eltern getrennt be-
steuert, so wird der Kinderabzug hälftig aufgeteilt, wenn das Kind 
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unter gemeinsamer elterlicher Sorge steht zur Hauptsache auf-
kommt und keinen Abzug Abzüge gemäss Art. 35 Abs. 1 Ziff. 3 für 
das Kind geltend gemacht werden beansprucht; 

2. als Ausbildungsabzug zusätzlich zum Abzug gemäss Ziff. 1: 

a) Fr. 1 600.-, wenn das Kind gemäss Ziff. 1 ausserhalb des Kantons in schuli-
scher Ausbildung steht, oder 

b) Fr. 5 400.- für das erste Kind gemäss Ziff. 1, das in schulischer Ausbildung 

steht und sich hiefür ständig am auswärtigen Ausbildungsort aufhalten muss; 
c) Fr. 7 600.- für jedes weitere Kind gemäss Ziff. 1, das in schulischer Ausbil-

dung steht und sich hiefür ständig am auswärtigen Ausbildungsort aufhalten 

muss; 
3. als Eigenbetreuungsabzug für Kinder: 

Fr. 3 000.- für jedes am Ende der Steuerperiode weniger als 14 Jahre alte Kind, für 

das ein Abzug gemäss Ziff. 1 geltend gemacht werden kann, für die eigene Betreu-
ung; 

4. als Betreuungsabzug Unterstützungsabzug: 
 Fr. 5 400.- für steuerpflichtige Personen, welche im gemeinsamen 

Haushalt pflegebedürftige Personen betreuen, die eine Hilflo-
senentschädigung der AHV oder IV beziehen, sofern die steuer-
pflichtige Person nicht nach den ortsüblichen Ansätzen für Haus-
pflegepersonal entschädigt wird jede erwerbsunfähige oder be-
schränkt erwerbsfähige Person, zu deren Unterhalt die steuerpflich-
tige Person mindestens in der Höhe des Abzuges beiträgt. Der Ab-
zug kann nicht geltend gemacht beansprucht werden für den Ehe-
gatten und für Kinder, für die ein Abzug nach Ziff. 1 oder Art. 35 
Abs. 1 Ziff. 3 gewährt wird; 

5. als Altersabzug: 

 Fr. 3 800.- für jede alleinstehende steuerpflichtige Person, die über 65 Jahre alt ist; 
dieser Abzug vermindert sich jedoch im Umfang von fünf Prozent des Reineinkom-
mens. 

2 Die Sozialabzüge werden nach den Verhältnissen am Ende der 
Steuerperiode oder der Steuerpflicht festgesetzt. Die Abzüge gemäss 
Abs. 1 können für dieselbe Person nur einmal geltend gemacht werden. 
Soweit der Kinderabzug gemäss Abs. 1 Ziff. 1 aufgeteilt wird, erfolgt 
auch eine Aufteilung des Ausbildungsabzuges gemäss Abs. 1 Ziff. 2 
und des Eigenbetreuungsabzuges gemäss Abs. 1 Ziff. 3. 

3 Besteht die Steuerpflicht nur während eines Teils der Steuerperiode, werden die Sozi-
alabzüge anteilsmässig gewährt. Für die Bestimmung der Steuersätze werden sie voll an-
gerechnet. 
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5. Steuerberechnung 

Art. 42b Abs. 1  4. Liquidationsgewinne 

1 Wird die selbständige Erwerbstätigkeit nach dem vollendeten 55. Al-
tersjahr oder wegen Unfähigkeit zur Weiterführung infolge Invalidität defi-
nitiv aufgegeben, so ist die Summe der in den letzten zwei Geschäftsjah-
ren realisierten stillen Reserven getrennt vom übrigen Einkommen zu be-
steuern. Einkaufsbeiträge gemäss Art. 35 Ziff. 4 sind abziehbar. Werden 
keine solchen Einkäufe vorgenommen, so wird die Steuer auf dem Betrag 
der realisierten stillen Reserven, für den die steuerpflichtige Person die 
Zulässigkeit eines Einkaufs nach Art. 35 Ziff. 4 nachweist, zu einem Vier-
tel der Steuersätze nach Art. 40 berechnet; der Steuersatz beträgt jedoch 
mindestens 0,5 Prozent (Sätze gemäss StG-Revision 2020, derzeit zwei 
Fünftel, mindestens 0.8 Prozent). Für die Bestimmung des auf den Rest-
betrag der realisierten stillen Reserven anwendbaren Satzes sind zwei 
Fünftel dieses Restbetrages massgebend, es wird aber in jedem Fall eine 
Steuer zu einem Satz von mindestens 2 Prozent erhoben. 

2 Abs. 1 gilt auch für den überlebenden Ehegatten, die anderen Erbinnen beziehungs-
weise Erben und die Vermächtnisnehmerinnen beziehungsweise Vermächtnisnehmer, so-

fern sie das übernommene Unternehmen nicht fortführen; die steuerliche Abrechnung er-
folgt spätestens fünf Kalenderjahre nach Ablauf des Todesjahres der Erblasserin bezie-
hungsweise des Erblassers. 

C. Vermögenssteuer 

2. Bewertung 

Art. 48 3. Lebens- und Rentenversicherungen 

Lebens- und Rentenversicherungen unterliegen mit ihrem Rückkaufs-
wert der Vermögenssteuer. Ihnen gleichgestellt sind rückkaufsfähige 
Rentenversicherungen, solange der Bezug der Rente aufgeschoben ist. 
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III. GEWINN- UND KAPITALSTEUERN 

A. Steuerpflicht 

2. Steuerliche Zugehörigkeit 

Art. 70 Abs. 1 und 2 2. Verluste 

1 Aufgehoben Auf Gewinnen, mit denen nach den Grundsätzen des 
Bundesrechts zum Verbot der interkantonalen Doppelbesteuerung Auf-
wandüberschüsse und Verluste von ausserkantonalen Grundstücken 
verrechnet wurden, wird eine Nachsteuer erhoben, soweit in den sieben 
nachfolgenden Steuerperioden im Belegenheitskanton steuerbare Ge-
winne anfallen. 

2 Ein schweizerisches Unternehmen kann Verluste aus ausländischen 
Betriebsstätten, vorbehältlich von solchen aus Grundstücken, mit inlän-
dischen Gewinnen verrechnen, soweit diese Verluste im Betriebsstätte-
staat nicht bereits berücksichtigt wurden. Verzeichnen diese Betriebs-
stätten in den folgenden sieben Geschäftsjahren Gewinne, wird im 
Ausmass der im Betriebsstättestaat verrechenbaren Vorjahresverluste 
eine Nachsteuer erhoben so erfolgt in diesen Geschäftsjahren im Aus-
mass der im Betriebsstättestaat verrechneten Verlustvorträge eine Be-
steuerung. Verluste aus ausländischen Liegenschaften können nur 
dann berücksichtigt werden, wenn im betreffenden Land auch eine Be-
triebsstätte unterhalten wird. Vorbehalten bleiben die in Doppelbesteue-
rungsabkommen enthaltenen Regelungen. 

B. Gewinnsteuer 

2. Berechnung des Reingewinns 

Art. 78 Abs. 1 Ziff. 6 Geschäftsmässig begründeter Aufwand 

1 Zum geschäftsmässig begründeten Aufwand gehören auch: 
1. die eidgenössischen, kantonalen und kommunalen Steuern, nicht aber Steuerbus-

sen; 

2. die Beiträge und Zuwendungen an Vorsorgeeinrichtungen zugunsten des eigenen 
Personals, sofern jede zweckwidrige Verwendung ausgeschlossen ist; 

3. die freiwilligen Leistungen von Geld und übrigen Vermögenswerten bis zu 20 Pro-

zent des Reingewinns an juristische Personen mit Sitz in der Schweiz, die im Hin-
blick auf öffentliche oder gemeinnützige Zwecke von der Steuerpflicht befreit sind, 
sowie an Bund, Kantone, Gemeinden und deren Anstalten; 

4. … 
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5. die Rabatte, Skonti, Umsatzbonifikationen und Rückvergütungen auf dem Entgelt für 
Lieferungen und Leistungen sowie zur Verteilung an die Versicherten bestimmte 
Überschüsse von Versicherungsgesellschaften; 

6. die Kosten der berufsorientierten Aus- und Weiterbildung, ein-
schliesslich Umschulungskosten, des eigenen Personals. 

2 ... 

3 Nicht zum geschäftsmässig begründeten Aufwand gehören Zahlungen von Beste-
chungsgeldern im Sinne des schweizerischen Strafrechts an schweizerische oder fremde 

Amtsträgerinnen oder Amtsträger. 

Art. 81 Abs. 5 Abschreibungen, Wertberichtigungen und Rückstellungen 

1 Abschreibungen, Wertberichtigungen und Rückstellungen werden berücksichtigt, so-
weit sie geschäftsmässig begründet sind. 

2 Geschäftsmässig begründet sind: 
1. Abschreibungen, soweit sie einem angemessenen Ausgleich der in der Steuerperi-

ode eingetretenen endgültigen Wertverminderung entsprechen; 
2. Wertberichtigungen, soweit sie einem angemessenen Ausgleich der in der Steuer-

periode eingetretenen vorübergehenden Wertverminderung entsprechen; 

3. Rückstellungen, soweit sie zum Ausgleich drohender Verluste notwendig sind oder 
dem Ausgleich von bestehenden Verpflichtungen dienen, deren Rechtsbestand oder 
Höhe noch unbestimmt ist. 

4. Rückstellungen für Forschungs- und Entwicklungsaufträge an Dritte oder für nach-
gewiesene eigene Forschungs- und Entwicklungsprojekte; der Regierungsrat legt 
die Kriterien für den Nachweis der Forschungs- und Entwicklungsprojekte fest. 

3 Abschreibungen, Wertberichtigungen und Rückstellungen, die nicht geschäftsmässig 
begründet sind, werden dem steuerbaren Reingewinn zugerechnet. 

4 Wertberichtigungen und Abschreibungen auf den Gestehungskosten von Beteiligun-
gen, welche die Voraussetzungen gemäss Art. 87 Abs. 4 Ziff. 2 erfüllen, werden dem 
steuerbaren Reingewinn zugerechnet, soweit sie nicht mehr begründet sind. 

5 Abschreibungen auf Aktiven, die zum Ausgleich von Verlusten höher 
bewertet wurden, können nur vorgenommen werden, wenn die Aufwer-
tungen handelsrechtlich zulässig waren und die Verluste im Zeitpunkt 
der Abschreibung gemäss Art. 84 Abs. 1 verrechenbar gewesen wären. 

3. Steuerberechnung 

Art. 87 Abs. 5 2. Nettoertrag aus Beteiligungen 

1 Der Nettoertrag aus Beteiligungen nach Art. 86 entspricht dem Ertrag dieser Beteili-
gungen vermindert um die anteiligen Finanzierungskosten sowie um die anteiligen Verwal-

tungskosten von fünf Prozent. Der Nachweis der tatsächlichen Verwaltungskosten bleibt 
vorbehalten. Als Finanzierungskosten gelten Schuldzinsen sowie weitere Kosten, die wirt-
schaftlich den Schuldzinsen gleichzustellen sind. 
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2 Der Ertrag aus einer Beteiligung wird bei der Berechnung der Ermässigung nur be-
rücksichtigt, soweit auf der gleichen Beteiligung zu Lasten des steuerbaren Reingewinns 
keine Abschreibung vorgenommen wird, die mit der Gewinnausschüttung im Zusammen-

hang steht. 

3 Keine Beteiligungserträge sind insbesondere: 
1. Erträge, die bei der leistenden Kapitalgesellschaft oder Genossenschaft geschäfts-

mässig begründeten Aufwand darstellen; 

2. Aufwertungsgewinne auf Beteiligungen. 

4 Kapitalgewinne werden bei der Berechnung der Ermässigung berücksichtigt: 
1. soweit der Veräusserungserlös die Gestehungskosten übersteigt; 
2. wenn die veräusserte Beteiligung mindestens 10 Prozent des Grund- oder Stamm-

kapitals einer anderen Gesellschaft betrug oder einen Anspruch auf mindestens 10 
Prozent des Gewinns und der Reserven einer anderen Gesellschaft begründete und 
während mindestens eines Jahres im Besitz der veräussernden Kapitalgesellschaft, 

Genossenschaft oder Körperschaft gemäss Art. 65 Abs. 1 Ziff. 2 war; fällt die Betei-
ligungsquote infolge Teilveräusserung unter 10 Prozent, so kann die Ermässigung 
für jeden folgenden Veräusserungsgewinn nur beansprucht werden, wenn die Betei-

ligungsrechte am Ende des Steuerjahres vor dem Verkauf einen Verkehrswert von 
mindestens einer Million Franken hatten. 

5 Bei Konzernobergesellschaften von systemrelevanten Banken ge-
mäss Art. 7 Abs. 1 des Bankengesetzes (BankG)4 werden für die Be-
rechnung des Nettoertrags gemäss Abs. 1 der Finanzierungsaufwand 
und die Forderung in der Bilanz aus konzernintern weitergegebenen 
Mitteln folgender Anleihen nicht berücksichtigt: 
1. Pflichtwandelanleihen und Anleihen mit Forderungsverzicht ge-

mäss Art. 11 Abs. 4 BankG; und 
2. Schuldinstrumente zur Verlusttragung bei Insolvenzmassnahmen 

im Sinne der Art. 28-32 BankG. 

D. Zeitliche Bemessung 

Art. 105 Abs. 3  Bemessung des Reingewinns 

1 Der steuerbare Reingewinn bemisst sich nach dem Ergebnis der Steuerperiode. 

2 Wird eine juristische Person aufgelöst oder verlegt sie ihren Sitz, die tatsächliche Ver-
waltung, einen Geschäftsbetrieb oder eine Betriebsstätte ins Ausland, so werden die noch 

nicht als Gewinn versteuerten stillen Reserven zusammen mit dem Reingewinn des letz-
ten Geschäftsjahres besteuert. 

3 Lautet der Geschäftsabschluss auf eine ausländische Währung, so 
ist der steuerbare Reingewinn in Franken umzurechnen. Massgebend 
ist der durchschnittliche Devisenkurs der Steuerperiode für den Verkauf. 
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Art. 106 Abs. 2  Bemessung des Eigenkapitals 

1 Das steuerbare Eigenkapital wird nach dem Stand am Ende der Steuerperiode be-
messen. 

2 Lautet der Geschäftsabschluss auf eine ausländische Währung, so 
ist das steuerbare Eigenkapital in Franken umzurechnen. Massgebend 
ist der Devisenkurs für den Verkauf am Ende der Steuerperiode. 

V. QUELLENSTEUERN 

A. Natürliche Personen mit steuerrechtlichem Wohnsitz oder Aufenthalt im 
Kanton 

Art. 111 Abs. 1 und 2 Steuersubjekt 

1 Ausländische Arbeitnehmerinnen oder Arbeitnehmer, welche die aus-
länderrechtliche ohne Niederlassungsbewilligung nicht besitzen, die im 
Kanton jedoch steuerrechtlichen Wohnsitz oder Aufenthalt haben, wer-
den unterliegen für ihr Einkommen aus unselbständiger Erwerbstätigkeit 
einem Steuerabzug an der Quelle unterworfen einer Quellensteuer. Da-
von ausgenommen sind Einkommen, die der Besteuerung im verein-
fachten Abrechnungsverfahren gemäss Art. 42a unterstehen. 

2 Ehegatten, die in rechtlich und tatsächlich ungetrennter Ehe leben, 
werden im ordentlichen Verfahren veranlagt unterliegen nicht der Quel-
lensteuer, wenn einer der Ehegatten das Schweizer Bürgerrecht oder 
die Niederlassungsbewilligung besitzt. Dasselbe gilt für die eingetrage-
ne Partnerschaft. 

3 Bei Gefährdung des Steueranspruchs kann die Quellenbesteuerung auf unbestimmte 
Zeit als Sicherungssteuer beibehalten oder wieder angeordnet werden. 

Art. 112 Abs. 2 Steuerbare Einkünfte 

1 Die Quellensteuer wird von den Bruttoeinkünften berechnet. 

2 Steuerbar sind insbesondere: 
1. alle Einkünfte aus dem Arbeitsverhältnis wie Entschädigungen für 

Sonderleistungen, Provisionen, Zulagen, Dienstalters- und Jubilä-
umsgeschenke, Gratifikationen, Trinkgelder, geldwerte Vorteile aus 
Mitarbeiterbeteiligungen und andere geldwerte Leistungen die Ein-
kommen aus unselbständiger Erwerbstätigkeit gemäss Art. 111 
Abs. 1, die Nebeneinkünfte wie geldwerte Vorteile aus Mitarbeiter-
beteiligungen sowie Naturalleistungen, nicht jedoch die von der Ar-
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beitgeberin oder dem Arbeitgeber getragenen Kosten der berufs-
orientierten Aus- und Weiterbildung gemäss Art. 20 Abs. 3; 

2. sowie die Ersatzeinkünfte; und wie Taggelder aus Kranken- und 
Unfallversicherung sowie Arbeitslosenversicherung. 

3. die Leistungen gemäss Art. 18 Abs. 3 des Bundesgesetzes über 
die Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHVG)5. 

3 Naturalleistungen und Trinkgelder werden in der Regel nach den für die eidgenössi-
sche Alters- und Hinterlassenenversicherung geltenden Ansätzen bewertet. 

Art. 113 Steuertarif Quellensteuerabzug 
1. Grundlage 

1 Der Regierungsrat bestimmt die Höhe des Steuerabzuges Quellen-
steuerabzugs entsprechend den auf der Grundlage der für die Einkom-
menssteuer natürlicher Personen geltenden Steuersätzen und Steuer-
füssen. Er umfasst die eidgenössischen, kantonalen und kommunalen 
Steuern. Der Steuerabzug für die kommunalen Steuern wird nach dem 
gewichteten Mittel der Gemeinden des Kantons berechnet. Im ganzen 
Kanton gilt ein einheitlicher Tarif. 

2 Der Steuerabzug umfasst in Abstimmung mit der Eidgenössischen 
Steuerverwaltung die eidgenössischen sowie die kantonalen und kom-
munalen Steuern. Der Steuerabzug für die kommunalen Steuern wird 
nach gewogenem Mittel der Gemeinden des Kantons berechnet. Im 
ganzen Kanton ist ein einheitlicher Tarif anzuwenden. Bei der Berech-
nung des Abzuges werden Pauschalen für Berufskosten (Art. 29) und 
für Versicherungsprämien (Art. 35 Ziff. 4, 6 und 7) sowie Abzüge für 
Familienlasten (Art. 39) berücksichtigt. Der Regierungsrat legt in einer 
Verordnung die Pauschalen fest. 

3 Der Abzug für die in rechtlich und tatsächlich ungetrennter Ehe le-
benden Ehegatten oder eingetragenen Partner, die beide erwerbstätig 
sind, richtet sich nach dem Tarif, der ihr Gesamteinkommen (Art. 11 
Abs. 1), die Pauschalen und Abzüge gemäss Abs. 2 sowie den Abzug 
bei Erwerbstätigkeit beider Ehegatten (Art. 36) berücksichtigt. 

4 Nach den bundesrechtlichen Ausführungsbestimmungen richtet sich, 
wie insbesondere der 13. Monatslohn, Gratifikationen, unregelmässige 
Beschäftigung, Stundenlöhnerinnen und Stundenlöhner, Teilzeit- oder 
Nebenerwerb sowie Leistungen nach Art. 18 Abs. 3 AHVG5 und satzbe-
stimmende Elemente zu berücksichtigen sind und wie bei Tarifwechsel, 
rückwirkenden Gehaltsanpassungen und -korrekturen sowie Leistungen 
vor Beginn und nach Beendigung der Anstellung zu verfahren ist. 
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5 Die Ansätze, die als direkte Bundessteuer in den kantonalen Tarif 
einzurechnen sind, sind im Einvernehmen mit der Eidgenössischen 
Steuerverwaltung (ESTV) zu bestimmen. 

Art. 114 Aufgehoben 2. Ausgestaltung 

1 Bei der Festsetzung der Steuertarife werden Pauschalen für die Be-
rufsauslagen gemäss Art. 29, die Versicherungsprämien gemäss Art. 35 
Abs. 1 Ziff. 3 und 4 sowie die Abzüge für Familienlasten gemäss Art. 39 
berücksichtigt. 

2 Der Steuerabzug für die in rechtlich und tatsächlich ungetrennter Ehe 
lebenden Ehegatten, die beide erwerbstätig sind, richtet sich nach den 
Tarifen, die dem Gesamteinkommen der Ehegatten gemäss Art. 11 Abs. 
1 Rechnung tragen und die Pauschalen und Abzüge gemäss Abs. 1 
sowie den Abzug bei Erwerbstätigkeit beider Ehegatten gemäss Art. 36 
berücksichtigen. 

Art. 115 Aufgehoben Berücksichtigte Steuern 

Der Quellensteuerabzug tritt an die Stelle der im ordentlichen Veranla-
gungsverfahren vom Erwerbseinkommen festgelegten Steuern. Art. 111 
Abs. 3 und Art. 118 Abs. 2 bleiben vorbehalten. 

Art. 116 Abs. 2 Pflichten der Schuldnerin oder des Schuldners der steuerba-

ren Leistung 

1 Die Schuldnerin oder der Schuldner der steuerbaren Leistung ist verpflichtet: 
1. bei Fälligkeit von Bargeldleistungen (Überweisung, Gutschrift, Verrechnung etc.) die 

geschuldete Quellensteuer zurückzubehalten und bei andern Leistungen wie insbe-
sondere Naturalleistungen und Trinkgelder die geschuldete Quellensteuer von der 
steuerpflichtigen Person einzufordern; 

2. der steuerpflichtigen Person eine Aufstellung oder Bestätigung über den Steuerab-
zug auszustellen; 

3. die zurückbehaltenen oder eingeforderten Quellensteuern periodisch dem Kantona-

len Steueramt abzuliefern, mit ihm darüber abzurechnen und ihm zur Kontrolle der 
Steuererhebung Einblick in alle Unterlagen zu gewähren; 

4. die anteilsmässigen Steuern auf im Ausland ausgeübten Mitarbeiteroptionen zu ent-

richten; die Arbeitgeberin oder der Arbeitgeber schuldet die anteilsmässige Steuer 
auch dann, wenn der geldwerte Vorteil von einer ausländischen Konzerngesell-
schaft ausgerichtet wird. 

2 Der Quellensteuerabzug Steuerabzug ist auch dann vorzunehmen, 
wenn die Arbeitnehmerin oder der Arbeitnehmer Steuerpflicht in einem 
andern Kanton Wohnsitz oder Aufenthalt hat besteht. 
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Art. 118 Vorbehalt Obligatorische nachträgliche der ordentli-
chen Veranlagung 

1 Personen, Ddie gemäss Art. 111 Abs. 1 der Quellensteuer unterlie-
gen, werden nachträglich unterworfenen Personen werden für Vermö-
gen und für Einkommen, das dem Steuerabzug an der Quelle nicht un-
terworfen ist, im ordentlichen Verfahren veranlagt, wenn:. Für den Steu-
ersatz ist Art. 9 sinngemäss anwendbar. 
1. ihr Bruttoeinkommen in einem Steuerjahr einen bestimmten Betrag 

erreicht oder übersteigt; oder 
2. sie über Vermögen oder Einkünfte verfügen, die nicht der Quellen-

steuer unterliegen. 

2 Betragen die der Besteuerung an der Quelle unterworfenen Brutto-
einkünfte im Kalenderjahr mehr als den durch den Regierungsrat festge-
legten Betrag, wird nachträglich eine Veranlagung im ordentlichen Ver-
fahren durchgeführt unter Anrechnung der an der Quelle abgezogenen 
Steuer. Der Betrag gemäss Abs. 1 Ziff. 1 richtet sich nach den bundes-
rechtlichen Ausführungsbestimmungen. 

3 Der nachträglichen ordentlichen Veranlagung unterliegt auch, wer mit 
einer Person gemäss Abs. 1 in rechtlich und tatsächlich ungetrennter 
Ehe oder eingetragener Partnerschaft lebt. 

4 Personen mit Vermögen und Einkünften gemäss Abs. 1 Ziff. 2 müs-
sen das Formular für die Steuererklärung bis am 31. März des auf das 
Steuerjahr folgenden Jahres bei der zuständigen Behörde verlangen. 

5 Die nachträgliche ordentliche Veranlagung gilt bis zum Ende der 
Quellensteuerpflicht. 

6 Die an der Quelle abgezogene Steuer wird zinslos angerechnet. 

 

Art. 118a Nachträgliche ordentliche Veranlagung auf Antrag 

1 Personen, die gemäss Art. 111 Abs. 1 der Quellensteuer unterliegen 
und keine der Voraussetzungen gemäss Art. 118 Abs. 1 erfüllen, wer-
den auf Antrag hin nachträglich im ordentlichen Verfahren veranlagt. 

2 Der Antrag erstreckt sich auch auf die Person, die mit der Antragstel-
lerin oder dem Antragsteller in rechtlich und tatsächlich ungetrennter 
Ehe oder in eingetragener Partnerschaft lebt. 
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3 Er muss bis am 31. März des auf das Steuerjahr folgenden Jahres 
eingereicht werden. Für Personen, die die Schweiz verlassen, endet die 
Frist für die Einreichung des Antrags im Zeitpunkt der Abmeldung. 

4 Erfolgt keine nachträgliche ordentliche Veranlagung auf Antrag, so 
tritt die Quellensteuer an die Stelle der im ordentlichen Verfahren zu 
veranlagenden Steuern des Bundes, des Kantons und der Gemeinde 
auf dem Erwerbseinkommen. Nachträglich werden keine zusätzlichen 
Abzüge gewährt. 

5 Art. 118 Abs. 5 und 6 sind anwendbar. 

B. Natürliche und juristische Personen ohne steuerrechtlichen 
Wohnsitz oder Aufenthalt in der Schweiz sowie juristische 
Personen ohne Sitz oder tatsächliche Verwaltung in der 
Schweiz 

Art. 120 Steuersubjekt 
1. Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 

1 Im Ausland wohnhafte Grenzgängerinnen oder Grenzgänger, Wo-
chenaufenthalterinnen oder Wochenaufenthalter sowie Kurzaufenthalte-
rinnen oder Kurzaufenthalter Personen unterliegen für ihr im Kanton er-
zieltes Einkommen ihre Einkünfte aus unselbstständiger Erwerbstätigkeit 
der Quellensteuer gemäss Art. 112 und 113 im Kanton sowie für die an 
deren Stelle tretenden Ersatzeinkünfte einem Steuerabzug an der Quelle, 
wenn sie:. Davon ausgenommen sind Einkommen, die der Besteuerung 
im vereinfachten Abrechnungsverfahren gemäss Art. 42a unterstehen. 
1. für kurze Dauer, als Grenzgängerinnen oder Grenzgänger bezie-

hungsweise Wochenaufenthalterinnen oder Wochenaufenthalter 
oder als leitende Angestellte für eine Arbeitgeberin oder einen Ar-
beitgeber mit Wohnsitz, Sitz oder Betriebsstätte im Kanton er-
werbstätig sind; 

2. für Arbeit im internationalen Verkehr an Bord eines Schiffes oder ei-
nes Luftfahrzeuges oder bei einem Transport auf der Strasse Lohn 
oder andere Vergütungen von einer Arbeitgeberin oder einem Ar-
beitgeber mit Wohnsitz, Sitz oder Betriebsstätte im Kanton erhalten. 

2 Die Quellensteuer richtet sich nach den Art. 111-114. Ebenfalls der 
Quellensteuer gemäss Art. 112 und 113 unterliegen im Ausland wohn-
hafte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die für Arbeit im internatio-
nalen Verkehr an Bord eines Schiffes oder eines Luftfahrzeuges oder 
bei einem Transport auf der Strasse Lohn oder andere Vergütungen von 
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einer Arbeitgeberin oder einem Arbeitgeber mit Sitz oder Betriebsstätte 
im Kanton erhalten; davon ausgenommen bleibt die Besteuerung der 
Seeleute für Arbeit an Bord eines Hochseeschiffes. 

Art. 121 Abs. 1, 2, 4 und 6 2. Künstlerinnen und Künstler, Sportlerinnen 

und Sportler sowie Referentinnen und Referen-

ten 

1 Im Ausland wohnhafte Künstlerinnen und Künstler, wie Bühnen-, 
Film-, Rundfunk- oder Fernsehkünstlerinnen und -künstler aus den Be-
reichen Bühne, Film, Radio und Fernsehen, Musikerinnen und Musiker, 
Artistinnen und Artisten, Sportlerinnen und Sportler sowie Referentinnen 
und Referenten unterliegen für Einkünfte aus ihrer im Kanton ausgeüb-
ten persönlichen Tätigkeit und für weitere damit verbundene Entschädi-
gungen einem Steuerabzug an der Quelle. 

2 Als steuerbare Einkünfte gelten die Bruttoeinkünfte, einschliesslich 
aller Zulagen und Nebenbezüge, nach Abzug der Gewinnungskosten. 
Dazu gehören auch Einkünfte und Entschädigungen, die nicht der 
Künstlerin oder dem Künstler, der Musikerin oder dem Musiker, der Ar-
tistin oder dem Artisten, der Sportlerin oder dem Sportler beziehungs-
weise der Referentin oder dem Referenten selber, sondern einem Drit-
ten zufliessen, der seine deren Tätigkeit organisiert hat. 

3 Die Steuer beträgt 12 Prozent der steuerbaren Leistungen. 

4 Der Regierungsrat kann anstelle des Abzugs der nachgewiesenen 
Gewinnungskosten gemäss Abs. 2 dieser Bestimmung Pauschalabzüge 
festlegen. Der Nachweis effektiv höherer Gewinnungskosten bleibt vor-
behalten. Die Gewinnungskosten betragen: 
1. 50 Prozent der Bruttoeinkünfte bei Künstlerinnen und Künstlern; 
2. 20 Prozent der Bruttoeinkünfte bei Sportlerinnen und Sportlern so-

wie Referentinnen und Referenten. 

5 Der mit der Organisation der Darbietung im Kanton beauftragte Veranstalter ist für die 
Steuer solidarisch haftbar. 

6 Die Höhe der Bruttoeinkünfte, ab welcher die Quellensteuer erhoben 
wird, richtet sich nach den bundesrechtlichen Ausführungsbestimmun-
gen. 

Art. 122 Abs. 1 und 2  3. Organe juristischer Personen 

1 Im Ausland wohnhafte Mitglieder der Verwaltung oder der Geschäfts-
führung von juristischen Personen mit Sitz oder tatsächlicher Verwal-
tung im Kanton sowie von ausländischen Unternehmen, die im Kanton 
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Betriebsstätten unterhalten, unterliegen für die ihnen ausgerichteten 
Tantiemen, Sitzungsgelder, festen Entschädigungen, Mitarbeiterbeteili-
gungen und ähnlichen Vergütungen einem Steuerabzug an der Quelle. 
Dies gilt auch, wenn diese Vergütungen einem Dritten zufliessen. 

2 Als steuerbare Einkünfte gelten die Bruttoeinkünfte einschliesslich al-
ler Zulagen und Nebenbezüge. Dazu gehören auch die Entschädigun-
gen, die nicht der steuerpflichtigen Person selber, sondern einem Drit-
ten zufliessen. 

3 Die Steuer beträgt 12 Prozent der steuerbaren Einkünfte. 

Art. 127 Aufgehoben 9. Begriffsbestimmung 

Als im Ausland wohnhafte steuerpflichtige Personen im Sinne der 
Art. 120-125a gelten natürliche Personen ohne steuerrechtlichen Wohn-
sitz oder Aufenthalt in der Schweiz und juristische Personen ohne statu-
tarischen Sitz oder tatsächliche Verwaltung in der Schweiz. 

Art. 128 Berücksichtigte Steuern 

Der Steuerabzug Die Quellensteuer tritt an die Stelle der im ordentli-
chen Verfahren zu veranlagenden Steuern des Bundes, des Kantons 
und der Gemeinden auf dem Erwerbseinkommen. Nachträglich werden 
keine zusätzlichen Abzüge gewährt. 

Art. 128a  Nachträgliche ordentliche Veranlagung auf Antrag 

1 Personen, die gemäss Art. 120 der Quellensteuer unterliegen, kön-
nen für jede Steuerperiode bis am 31. März des auf das Steuerjahr fol-
genden Jahres eine nachträgliche ordentliche Veranlagung beantragen, 
wenn: 
1. der überwiegende Teil ihrer weltweiten Einkünfte, einschliesslich 

der Einkünfte der Ehegatten oder der eingetragenen Partner, in der 
Schweiz steuerbar ist; 

2. ihre Situation mit derjenigen einer in der Schweiz wohnhaften steu-
erpflichtigen Person vergleichbar ist; oder 

3. eine solche Veranlagung erforderlich ist, um Abzüge geltend zu 
machen, die in einem Doppelbesteuerungsabkommen vorgesehen 
sind. 

2 Die an der Quelle abgezogene Steuer wird zinslos angerechnet. 

3 Die Voraussetzungen und das Verfahren richten sich nach den bun-
desrechtlichen Ausführungsbestimmungen. 
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Art. 128b Nachträgliche ordentliche Veranlagung von Amtes we-
gen 

1 Bei stossenden Verhältnissen, insbesondere betreffend die im Quel-
lensteuersatz einberechneten Pauschalabzüge, können die zuständigen 
Behörden von Amtes wegen eine nachträgliche ordentliche Veranla-
gung zugunsten oder zuungunsten der steuerpflichtigen Person verlan-
gen. 

2 Die Voraussetzungen richten sich nach den bundesrechtlichen Aus-
führungsbestimmungen. 

Art. 128c Pflichten der Schuldnerin oder des Schuldners der steu-
erbaren Leistung 

Die Schuldnerin oder der Schuldner der steuerbaren Leistung ist ver-
pflichtet: 
1. bei Fälligkeit von Bargeldleistungen (Überweisung, Gutschrift, Ver-

rechnung etc.) die geschuldete Quellensteuer zurückzubehalten 
und bei andern Leistungen wie insbesondere Naturalleistungen 
und Trinkgelder die geschuldete Quellensteuer von der steuer-
pflichtigen Person einzufordern; 

2. der steuerpflichtigen Person eine Aufstellung oder Bestätigung 
über den Steuerabzug auszustellen; 

3. die zurückbehaltenen oder eingeforderten Quellensteuern perio-
disch dem Kantonalen Steueramt abzuliefern, mit ihm darüber ab-
zurechnen und ihm zur Kontrolle der Steuererhebung Einblick in al-
le Unterlagen zu gewähren; 

4. die anteilsmässigen Steuern auf im Ausland ausgeübten Mitarbei-
teroptionen zu entrichten; die Arbeitgeberin oder der Arbeitgeber 
schuldet die anteilsmässige Steuer auch dann, wenn der geldwerte 
Vorteil von einer ausländischen Konzerngesellschaft ausgerichtet 
wird. 

C. Gemeinsame Bestimmungen bezüglich die Erhebung der Quellensteuer 

Art. 130 Abs. 1 Bezugsprovision 

1 Die Schuldnerin oder der Schuldner der steuerbaren Leistung erhält 
für ihre oder seine Mitwirkung eine Bezugsprovision von 1 bis 2 Prozent 
des gesamten Quellensteuerbetrages. Der Regierungsrat legt in einer 
Verordnung den Ansatz fest, höchstens aber auf vier Prozent. Für Kapi-
talleistungen beträgt die Bezugsprovision 1 Prozent des gesamten 
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Quellensteuerbetrages, jedoch höchstens Fr. 50.- pro Kapitalleistung für 
die Quellensteuer von Bund, Kanton und Gemeinde. 

2 Kommt die Schuldnerin oder der Schuldner der steuerbaren Leistung ihren oder seinen 
Mitwirkungspflichten nicht oder ungenügend nach, kann das Kantonale Steueramt die Be-

zugsprovision herabsetzen oder ausschliessen. 

Art. 132 Interkantonale Verhältnisse; Ausserkantonale Steuer-
pflichtige 

Ist die steuerpflichtige Person, für die die Schuldnerin oder der Schuld-
ner der steuerbaren Leistung mit Wohnsitz, Sitz oder Betriebsstätte im 
Kanton den Steuerabzug vorgenommen hat, selber nicht im Kanton 
steuerpflichtig, überweist das Kantonale Steueramt die abgelieferten 
Steuern der zuständigen ausserkantonalen Steuerbehörde. Bei inter-
kantonalen Verhältnissen gelten Art. 38 und 38a des Bundesgesetzes 
über die Harmonisierung der direkten Steuern der Kantone und Ge-
meinden (Steuerharmonisierungsgesetz, StHG)6. 

Art. 133 Aufgehoben Ausserkantonale Schuldnerin oder ausser-
kantonaler Schuldner der steuerbaren Leistung 

1 Im Kanton unbeschränkt oder beschränkt Steuerpflichtige, für die ei-
ne ausserkantonale Schuldnerin oder ein ausserkantonaler Schuldner 
der steuerbaren Leistung den Steuerabzug vornimmt oder vorgenom-
men hat, unterliegen der Quellensteuerpflicht nach diesem Gesetz. 

2 Die von der ausserkantonalen Schuldnerin oder dem ausser-
kantonalen Schuldner abgezogenen und überwiesenen Quellensteuern 
werden an die nach diesem Gesetz geschuldeten Steuern zinslos ange-
rechnet. Zu viel bezogene Steuern werden der steuerpflichtigen Person 
zinslos zurückerstattet und zu wenig bezogene Steuern werden von ihr 
zinslos nachgefordert. 

VII. ERBSCHAFTS- UND SCHENKUNGSSTEUER 

Art. 164 Abs. 3 Steuerberechnung 

1. Steuersätze 

1 Die Erbschafts- und Schenkungssteuersätze betragen: 
1. … 
2. 5 Prozent für Geschwister und deren Nachkommen, Grosseltern und Urgrosseltern; 
3. 10 Prozent für Onkel, Tanten und deren Nachkommen; 

4. 15 Prozent in allen übrigen Fällen. 
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2 Von den steuerbaren Vermögensübergängen werden bei der Steuerberechnung pro 
Empfängerin oder Empfänger Fr. 20 000.- je Steuerperiode abgezogen. 

3 Aufgehoben Der Regierungsrat kann in der Vollzugsverordnung be-
stimmen, unter welchen Voraussetzungen und wie bei Zuwendungen an 
und aus Stiftungen das Verhältnis zwischen Destinatärin oder Destina-
tär und Stifterin oder Stifter berücksichtigt wird. 

VIII. VERFAHRENSRECHT 

B. Allgemeine Verfahrensgrundsätze 

4. Verfahrensrechte der Steuerpflichtigen 

Art. 185 Aufgehoben Notwendige Vertretung 

Die Steuerbehörden können von einer steuerpflichtigen Person mit 
Wohnsitz oder Sitz im Ausland verlangen, dass sie eine Vertretung in 
der Schweiz bezeichnet. 

C. Veranlagung der Einkommens- und Vermögens-  
beziehungsweise Gewinn- und Kapitalsteuern 

1. Verfahrenspflichten 

Art. 193 Abs. 2 und 3 2. Beilagen zur Steuererklärung 

1 Natürliche Personen müssen der Steuererklärung insbesondere beilegen: 
1. Lohnausweise über alle Einkünfte aus unselbstständiger Erwerbstätigkeit;  
2. Ausweise über Bezüge als Mitglied der Verwaltung oder eines anderen Organs ei-

ner juristischen Person; 
3. Verzeichnisse über sämtliche Wertschriften, Forderungen und Schulden; 
4. Bescheinigung über geleistete Beiträge an Einrichtungen der beruflichen Vorsorge 

und an die ihr gleichgestellten anderen Vorsorgeformen, sofern diese nicht mit dem 
Lohnausweis bescheinigt sind. 

2 Natürliche Personen mit Einkommen aus selbstständiger Erwerbstä-
tigkeit und juristische Personen müssen der Steuererklärung beilegen: 
1. die unterzeichneten Jahresrechnungen der Steuerperiode; oder, 
2. wenn sie nach dem Obligationenrecht nicht zur Führung von Ge-

schäftsbüchern verpflichtet sind, bei vereinfachter Buchführung 
gemäss Art. 957 Abs. 2 OR3: Aufstellungen über Aktiven und Pas-
siven, Einnahmen und Ausgaben, über die Vermögenslage sowie 
über Privatentnahmen und Privat -einlagen in der Steuerperiode 
beilegen. Die Art und Weise der Führung und der Aufbewahrung 
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richtet sich nach dem Obligationenrecht (Art. 957,957a, 958 und 
Art. 958a-958f OR). 

3 Zudem haben Kapitalgesellschaften, Genossenschaften, Körper-
schaften gemäss Art. 65 Abs. 1 Ziff. 2 sowie Vereine und Stiftungen mit 
überwiegend kommerzieller Tätigkeit das ihrer Veranlagung dienende 
Eigenkapital am Ende der Steuerperiode oder der Steuerpflicht auszu-
weisen. Dieses besteht aus dem einbezahlten Grund- oder Stammkapi-
tal, den in der Handelsbilanz ausgewiesenen Reserven aus Kapitalein-
lagen gemäss Art. 23 Abs. 3-7 Einlagen, Aufgeldern und Zuschüssen im 
Sinne von Art. 23 Abs. 3, den offenen und den aus versteuertem Ge-
winn gebildeten stillen Reserven sowie aus jenem Teil des Fremdkapi-
tals, dem wirtschaftlich die Bedeutung von Eigenkapital zukommt. 

Art. 195 4. Aufbewahrungspflichten 

Natürliche Personen mit Einkommen aus selbstständiger Erwerbstätig-
keit und juristische Personen müssen Geschäftsbücher und Aufstellun-
gen gemäss Art. 193 Abs. 2 und sonstige Belege, die mit ihrer Tätigkeit 
in Zusammenhang stehen, während zehn Jahren aufbewahren. Die Art 
und Weise der Führung und der Aufbewahrung richtet sich nach Art. 
957-958f OR3. 

Art. 195a 5. Notwendige Vertretung 

Die Steuerbehörden können von einer steuerpflichtigen Person mit 
Wohnsitz oder Sitz im Ausland verlangen, dass sie eine Vertretung in 
der Schweiz bezeichnet. 

3. Einsprache 

Art. 202 Abs. 3 Voraussetzungen 

1 Gegen die Veranlagungsverfügung kann die steuerpflichtige Person bei der Veranla-
gungsinstanz binnen 30 Tagen nach erfolgter Zustellung schriftlich Einsprache erheben. 

2 Eine Veranlagung nach pflichtgemässem Ermessen kann die steuerpflichtige Person 
nur wegen offensichtlicher Unrichtigkeit anfechten. 

3 Bei einer provisorischen Rechnung kann nur gerügt werden, dass die 
Veranlagung nicht nach den gesetzlichen Bestimmungen erfolgt ist. Ins-
besondere kann glaubhaft gemacht werden, dass der voraussichtlich ge-
schuldete Steuerbetrag tiefer ist als die provisorische Steuerrechnung die 
Steuerhoheit bestritten oder glaubhaft gemacht werden, dass der mut-
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massliche Steuerbetrag für die Steuerperiode tiefer ist als die in Rech-
nung gestellte Akontozahlung. 

D. Besondere Veranlagungsverfahren 

2. Quellensteuer 

Art. 209a Notwendige Vertretung 

Die Steuerbehörden können von einer steuerpflichtigen Person mit 
Wohnsitz oder Sitz im Ausland verlangen, dass sie eine Vertretung in 
der Schweiz bezeichnet. 

Art. 209b Zustelladresse 

Personen, die gemäss Art. 128a eine nachträgliche ordentliche Veran-
lagung beantragen, müssen die erforderlichen Unterlagen einreichen 
und eine Zustelladresse in der Schweiz bezeichnen. Wird keine Zustel-
ladresse bezeichnet oder verliert die Zustelladresse während des Ver-
anlagungsverfahrens ihre Gültigkeit, so gewährt die zuständige Veran-
lagungsinstanz der steuerpflichtigen Person eine angemessene Frist für 
die Bezeichnung einer gültigen Zustelladresse. Läuft diese Frist unbe-
nutzt ab, so tritt die Quellensteuer an die Stelle der im ordentlichen Ver-
fahren zu veranlagenden Steuern des Bundes, des Kantons und der 
Gemeinde auf dem Erwerbseinkommen. Art. 186 ist anwendbar. 

Art. 210 Entscheid 

1 Ist die Die steuerpflichtige Person oder die Schuldnerin beziehungs-
weise der Schuldner der steuerbaren Leistung mit dem Steuerabzug 
nicht einverstanden, können sie kann von der zuständigen Veranla-
gungsinstanz bis am 31. März des auf die Fälligkeit der Leistung folgen-
den Steuerjahres einen Entscheid über Bestand und Umfang der Steu-
erpflicht verlangen., wenn sie: 
1. mit dem Quellensteuerabzug gemäss Bescheinigung nach Art. 116 

oder Art. 128c nicht einverstanden ist; oder 
2. die Bescheinigung nach Art. 116 oder Art. 128c von der Arbeitge-

berin oder dem Arbeitgeber nicht erhalten hat. 

2 Die Schuldnerin beziehungsweise der Schuldner der steuerbaren 
Leistung kann von der zuständigen Veranlagungsinstanz bis am 31. 
März des auf die Fälligkeit der Leistung folgenden Steuerjahres einen 
Entscheid über Bestand und Umfang der Steuerpflicht verlangen. Sie 
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beziehungsweise er bleibt bis zum rechtskräftigen Entscheid zum Steu-
erabzug verpflichtet, die Quellensteuer zu erheben. 

Art. 211 Abs. 3 Nachforderung und Rückforderung 

1 Hat die Schuldnerin beziehungsweise der Schuldner der steuerbaren Leistung den 
Steuerabzug nicht oder ungenügend vorgenommen, wird der fehlende Betrag nachgefor-

dert. Der Rückgriff der Schuldnerin beziehungsweise des Schuldners der steuerbaren 
Leistung auf die steuerpflichtige Person bleibt vorbehalten. 

2 Hat die Schuldnerin oder der Schuldner der steuerbaren Leistung einen zu hohen 
Steuerabzug vorgenommen, muss sie oder er der steuerpflichtigen Person die Differenz 

zurückzahlen. 

3 Die steuerpflichtige Person kann von der zuständigen Veranlagungs-
instanz zur Nachzahlung der von ihr geschuldeten Quellensteuer ver-
pflichtet werden, wenn die ausbezahlte steuerbare Leistung nicht oder 
nicht vollständig um die Quellensteuer gekürzt wurde und ein Nachbe-
zug bei der Schuldnerin oder dem Schuldner der steuerbaren Leistung 
nicht möglich ist. 

F. Änderung rechtskräftiger Verfügungen und Entscheide 

Art. 225 Abs. 1 Nachsteuern 

1. ordentliche Nachsteuer 

1 Ergibt sich aufgrund von Tatsachen oder Beweismitteln, die der 
Steuerbehörde nicht bekannt waren, dass eine Veranlagung zu Unrecht 
unterblieben oder eine rechtskräftige Veranlagung unvollständig ist, o-
der ist eine unterbliebene oder unvollständige Veranlagung auf ein Ver-
brechen oder Vergehen zurückzuführen, wird die nicht erhobene Steuer 
samt Zins Verzugszins als Nachsteuer eingefordert. 

2 Hat die steuerpflichtige Person die Bestandteile der steuerbaren Leistungen oder Wer-
te in ihrer Steuererklärung vollständig und genau angegeben und waren die für die Bewer-
tung der einzelnen Bestandteile erforderlichen Grundlagen der Veranlagungsbehörde be-

kannt, kann wegen ungenügender Bewertung keine Nachsteuer erhoben werden. 

Art. 226 Aufgehoben 2. besondere Fälle 

Eine Nachsteuer ohne Zins wird erhoben, wenn sich nachträglich her-
ausstellt: 
1. dass bei einer interkantonalen Steuerausscheidung Aufwandüber-

schüsse und Verluste von ausserkantonalen Grundstücken gemäss 
Art. 8 oder 70 zu Unrecht mit steuerbaren Einkünften oder Gewin-
nen verrechnet wurden; 
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2. dass bei einer internationalen Steuerausscheidung Verluste aus ei-
ner ausländischen Betriebsstätte gemäss Art. 8 oder 70 zu Unrecht 
mit inländischen Einkünften oder Gewinnen verrechnet wurden. 

H. Bezug und Sicherung der Steuer 

1. Steuerbezug 

Art. 235 Provisorische Steuerrechnung Rechnung 

1 Die Steuer wird gemäss Veranlagung bezogen. Ist die Veranlagung 
im Zeitpunkt der Fälligkeit noch nicht vorgenommen, wird die Steuer mit 
einer provisorischen Rechnung erhoben. Eine provisorische Steuer-
rechnung wird der steuerpflichtigen Person zugestellt: 
1. bei periodischen Steuern in jedem Kalenderjahr für die Steuerperi-

ode, die im gleichen Jahr endet; 
2. bei nicht periodischen Steuern, wenn die Höhe des mutmasslich 

geschuldeten Steuerbetrags eine provisorische Steuerrechnung 
rechtfertigt oder die steuerpflichtige Person eine solche verlangt. 

2 Grundlage der provisorischen Steuerrechnung Rechnung ist sind die 
Steuererklärung, die letzte rechtskräftige Veranlagung oder der mut-
masslich geschuldete Steuerbetrag. 

Art. 235a Vorauszahlungen 

Die steuerpflichtige Person kann vor Eintritt der allgemeinen Fälligkeit 
Vorauszahlungen leisten. 

Art. 236 Titel sowie Abs. 1 und 2 Schlussrechnung Definitive 
Steuerrechnung 

1 Nach der Vornahme der Veranlagung wird der steuerpflichtigen Per-
son die Schlussrechnung die definitive Steuerrechnung zugestellt. Diese 
kann mit der Eröffnung der Veranlagung verbunden werden. 

2 Die definitive Steuerrechnung kann gleichzeitig mit der Eröffnung der 
Veranlagung zugestellt werden. Die Schlussrechnung enthält die Ab-
rechnung über die geleisteten Zahlungen und Gutschriften sowie über 
die Zinsen. Zu wenig bezahlte Beträge werden nachgefordert, zu viel 
bezahlte Beträge zurückerstattet. Beträge, die mit der Schlussrechnung 
in Rechnung gestellt werden, sind binnen 30 Tagen zu bezahlen. Auf 
unbezahlten Beträgen ist nach Ablauf der Zahlungsfrist ein Verzugszins 
geschuldet. 



521.1 Steuergesetz, StG 

26  

3 Die Erbschaftssteuer wird für jede Erbin und jeden Erben sowie für jede Vermächtnis-
nehmerin und jeden Vermächtnisnehmer einzeln berechnet, jedoch gesamthaft für alle 
Steuerpflichtigen in Rechnung gestellt. 

4 Erbinnen und Erben, Erbschaftsverwalterinnen oder Erbschaftsverwalter, Willensvoll-
streckerinnen oder Willensvollstrecker, Vermächtnisnehmerinnen und Vermächtnisnehmer 
und andere mit der Teilung des Nachlasses betraute Personen müssen die Steuerbeträge 
von den Zuwendungen vor deren Ausrichtung abziehen. 

Art. 236a Verrechnung 

Sämtliche Guthaben und Forderungen bezüglich der Kantons- und Ge-
meindesteuern aller Steuerperioden können unabhängig von der Steu-
erperiode und der Steuerart miteinander sowie mit sämtlichen Guthaben 
und Forderungen bezüglich der direkten Bundessteuer aller Steuerperi-
oden verrechnet werden. Die Gesetzgebung über die Verrechnungs-
steuer7 bleibt vorbehalten. 

Art. 237 Fälligkeit 

1 Die jährlich wiederkehrenden Steuern werden bei den natürlichen 
Personen in zwei Steuerraten und bei den juristischen Personen in einer 
Rate bezogen Allgemeiner Fälligkeitstermin für die periodisch geschul-
deten Einkommens-, Vermögens-, Gewinn- und Kapitalsteuern sowie 
für die Kopfsteuer ist der 31. Dezember des Kalenderjahres, in dem die 
Steuerperiode endet. 

2 Der Regierungsrat bestimmt die Fälligkeitstermine und das Mahn- 
und Bezugsverfahren Die übrigen Steuern, die Bussen und die Mahn-
gebühren werden mit der Zustellung der Rechnung fällig. 

3 In jedem Fall wird die Steuer fällig: 
1. am Tag, an dem die steuerpflichtige Person, die das Land dauernd 

verlassen will, Anstalten zur Ausreise trifft; 
2. mit der Anmeldung der Löschung einer steuerpflichtigen juristi-

schen Person im Handelsregister; 
3. im Zeitpunkt, in dem die ausländische juristische Person ihren Ge-

schäftsbetrieb oder ihre Beteiligung an einem inländischen Ge-
schäftsbetrieb, ihre inländische Betriebsstätte, ihren inländischen 
Grundbesitz oder ihre durch inländische Grundstücke gesicherten 
Forderungen aufgibt; 

4. bei der Konkurseröffnung über die steuerpflichtige Person; 
5. beim Tod der steuerpflichtigen Person. 
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4 Der Fälligkeitstermin bleibt unverändert, auch wenn zu diesem Zeit-
punkt die Veranlagung noch nicht vorgenommen oder wenn gegen die 
Veranlagung Einsprache oder Beschwerde erhoben worden ist. 

 

Art. 237a Zahlungsfrist 

1 Die periodisch geschuldeten Einkommens-, Vermögens-, Gewinn- 
und Kapitalsteuern sowie die Kopfsteuer sind mit der allgemeinen Fäl-
ligkeit zu entrichten. 

2 Die übrigen Steuern sowie die Bussen und Gebühren sind binnen 30 
Tagen nach Fälligkeit zu entrichten. 

3 Die steuerpflichtige Person ist nach Ablauf der Zahlungsfrist zu mah-
nen. 

Art. 238 Verzinsung 

1 Für verspätet bezahlte Steuern wird ab dem 31. Tag nach der Fällig-
keit ein Verzugszins geschuldet. Der Regierungsrat bestimmt in einer 
Verordnung, inwieweit zu wenig oder zu viel beziehungsweise vor der 
Frist oder nicht fristgemäss bezahlte Beträge zu verzinsen sind. 

2 Auf zurückzuerstattende Steuerbeträge gemäss Art. 243 wird ein 
Rückerstattungszins ausgerichtet, wenn seit der Zahlung mehr als 30 
Tage verflossen sind. Dasselbe gilt für Steuerbeträge, die aufgrund von 
Rechtsmittelentscheiden oder Revisionsentscheiden zurückerstattet 
werden. Der Regierungsrat legt jährlich die von ihm zu bestimmenden 
Zinssätze anhand der Verhältnisse auf dem Kapitalmarkt fest und be-
stimmt, unter welchen Voraussetzungen auf Zinsen zugunsten oder zu-
ungunsten der steuerpflichtigen Person verzichtet werden kann. 

3 Aufgehoben Natürlichen Personen, welche die zweite Steuerrate vo-
rausbezahlen, wird ab dem 31. Tag nach der Fälligkeit der ersten Steu-
errate ein Vergütungszins ausgerichtet. 

4 Aufgehoben Auf dem Differenzbetrag zwischen provisorischer Steu-
errechnung und definitiver Veranlagung wird bei den juristischen Perso-
nen weder ein Verzugszins erhoben noch ein Rückerstattungs- oder 
Vergütungszins entrichtet. 

5 Aufgehoben Auf dem Differenzbetrag zwischen provisorischer und 
definitiver Steuerrechnung ist bei den natürlichen Personen folgende 
Verzinsung zu leisten: 
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1. zugunsten der Steuerpflichtigen auf sämtlichen Zahlungen, die auf-
grund provisorischer Rechnungsstellung über den definitiven 
Rechnungsbetrag hinaus bezahlt werden; 

2. zulasten der Steuerpflichtigen ab dem 31. Tag nach Fälligkeit der 
ersten provisorischen Rechnung. 

6 Aufgehoben Der Regierungsrat legt die verschiedenen Zinssätze fest. 
Er bestimmt zudem die Voraussetzungen, bei deren Vorhandensein auf 
Zinsen zugunsten wie zuungunsten der steuerpflichtigen Person verzich-
tet wird. 

2. Steuererlass 

Art. 241 Voraussetzungen 

1 Steuerpflichtigen, für die Bedeutet für eine steuerpflichtige Person in-
folge einer Notlage die Bezahlung Zahlung der Steuer, eines Zinses o-
der einer Busse wegen einer Übertretung eine grosse Härte bedeuten 
würde, so können die geschuldeten Beträge auf Gesuch hin ganz oder 
teilweise erlassen werden. 

2 Eine Notlage liegt vor, wenn der ganze geschuldete Betrag in einem 
Missverhältnis zur finanziellen Leistungsfähigkeit der steuerpflichtigen 
Person steht. Bei natürlichen Personen ist ein Missverhältnis insbeson-
dere dann gegeben, wenn die Steuerschuld trotz Einschränkung der 
Lebenshaltungskosten auf das betreibungsrechtliche Existenzminimum 
in absehbarer Zeit nicht vollumfänglich beglichen werden kann. Der 
Steuererlass bezweckt, zur dauerhaften Sanierung der wirtschaftlichen 
Lage der steuerpflichtigen Person beizutragen. Er hat der steuerpflichti-
gen Person selbst und nicht ihren Gläubigerinnen oder Gläubigern zu-
gutezukommen. 

3 Bussen und Nachsteuern werden nur in besonders begründeten 
Ausnahmefällen erlassen. Ein Erlass ist ausgeschlossen wenn: 
1. die Steuer, der Zins oder die Busse noch nicht rechtskräftig veran-

lagt ist; 
2. die steuerpflichtige Person überschuldet ist; 
3. die Steuer, der Zins oder die Busse vorbehaltlos bezahlt wurde; 
4. für die ausstehenden Steuerbeträge die Zwangsvollstreckung ein-

geleitet wurde. 

4 Liegt eine Überschuldung im Sinne von Abs. 3 Ziff. 2 vor, so kann im 
Rahmen einer Gesamtschuldensanierung in dem Umfang ein Steuerer-
lass gewährt werden, in dem die übrigen Gläubiger auf ihre Ansprüche 
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verzichten. Auf Erlassgesuche wird nur eingetreten, wenn sie vor Zu-
stellung des Zahlungsbefehls (Art. 38 Abs. 2 des Bundesgesetzes über 
Schuldbetreibung und Konkurs; SchKG)8 eingereicht wurden. 

5 In Quellensteuerfällen kann nur die steuerpflichtige Person selbst  
oder die von ihr bestimmte vertragliche Vertretung ein Erlassgesuch ein-
reichen. 

Art. 241a Ablehnungsgründe 

Der Steuererlass kann insbesondere dann ganz oder teilweise abge-
lehnt werden, wenn die steuerpflichtige Person: 
1. ihre Pflichten im Veranlagungsverfahren schwerwiegend oder wie-

derholt verletzt hat, sodass eine Beurteilung der finanziellen Situa-
tion in der betreffenden Steuerperiode nicht mehr möglich ist; 

2. ab der Steuerperiode, auf die sich das Erlassgesuch bezieht, trotz 
verfügbarer Mittel keine Rücklagen vorgenommen hat; 

3. im Zeitpunkt der Fälligkeit der Steuerforderung trotz verfügbarer 
Mittel keine Zahlungen geleistet hat; 

4. die mangelnde Leistungsfähigkeit durch freiwilligen Verzicht auf 
Einkommen oder Vermögen ohne wichtigen Grund, durch über-
setzte Lebenshaltung oder dergleichen leichtsinnig oder grobfahr-
lässig herbeigeführt hat; 

5. während des Beurteilungszeitraums andere Gläubigerinnen oder 
Gläubiger bevorzugt behandelt hat. 

Art. 242 Abs. 1, 3 und 5-7 Verfahren 

1 Das Erlassgesuch muss schriftlich und begründet sein und die nöti-
gen Beweismittel enthalten ist mit schriftlicher Begründung und unter 
Beilage der nötigen Beweismittel der zuständigen kantonalen Behörde 
einzureichen. Im Gesuch ist die Notlage darzulegen, derzufolge die 
Zahlung der Steuer, des Zinses oder der Busse eine grosse Härte be-
deuten würde. 

2 Bezügerinnen und Bezüger von Einkünften aufgrund der Bundesgesetzgebung über 
Ergänzungsleistungen zur Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung, die über 
kein steuerbares Vermögen verfügen, können das Erlassgesuch gleichzeitig mit der Steu-

ererklärung einreichen. 

3 Für die gesuchstellende Person gelten die Verfahrensrechte und Ver-
fahrenspflichten des Veranlagungsverfahrens nach diesem Gesetz. Sie 
hat der Erlassinstanz umfassende Auskunft über ihre wirtschaftlichen 
Verhältnisse zu erteilen. Erfüllt die gesuchstellende Person ihre Verfah-
renspflichten trotz Aufforderung nicht, wird auf das Gesuch nicht einge-
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treten. Verweigert die gesuchstellende Person trotz Aufforderung und 
Mahnung die notwendige und zumutbare Mitwirkung, so kann die Erlas-
sinstanz beschliessen, nicht auf das Gesuch einzutreten. 

4 Gegen die Abweisung eines Erlassgesuches sind die gleichen Rechtsmittel gegeben 
wie gegen eine Veranlagungsverfügung. 

5 Das Verwaltungs- und das Einspracheverfahren vor der Erlassin-
stanz sind kostenfrei. Der gesuchstellenden Person können jedoch die 
Kosten ganz oder teilweise auferlegt werden, wenn sie ein offensichtlich 
unbegründetes Gesuch eingereicht hat. 

6 Die Erlassinstanz verfügt über sämtliche Untersuchungsmittel nach 
diesem Gesetz. 

7 Im Übrigen richten sich insbesondere die Voraussetzungen für den 
Steuererlass, die Gründe für dessen Ablehnung sowie das Erlassverfah-
ren nach den bundesrechtlichen Ausführungsbestimmungen. 

4. Steuersicherung 

Art. 246a Löschung im Handelsregister 

Eine juristische Person darf im Handelsregister erst dann gelöscht wer-
den, wenn das Kantonale Steueramt dem Handelsregisteramt angezeigt 
hat, dass die geschuldete Steuer bezahlt oder sichergestellt ist. 

Art. 246b Eintrag im Grundbuch 

1 Veräussert eine im Kanton ausschliesslich aufgrund von Grundeigen-
tum steuerpflichtige natürliche oder juristische Person ein im Kanton ge-
legenes Grundstück, so darf die Erwerberin oder der Erwerber im 
Grundbuch nur mit schriftlicher Zustimmung des Kantonalen Steueram-
tes als Eigentümerin oder Eigentümer eingetragen werden. 

2 Das kantonale Steueramt bescheinigt der Veräusserin oder dem 
Veräusserer zuhanden des Grundbuchverwalters ihre Zustimmung zum 
Eintrag, wenn die mit dem Besitz und der Veräusserung des Grundstü-
ckes in Zusammenhang stehende Steuer bezahlt oder sichergestellt ist 
oder wenn feststeht, dass keine Steuer geschuldet ist oder die Veräus-
serin oder der Veräusserer hinreichend Gewähr für die Erfüllung der 
Steuerpflicht bietet. 
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Art. 246c Sicherstellung der für die Vermittlungstätigkeit an 
Grundstücken geschuldeten Steuer 

Vermittelt eine natürliche oder juristische Person, die in der Schweiz 
weder Wohnsitz noch Sitz oder die tatsächliche Verwaltung hat, ein im 
Kanton gelegenes Grundstück, so kann die zuständige Veranlagungs-
instanz von der Käuferin oder dem Käufer beziehungsweise von der 
Verkäuferin oder dem Verkäufer verlangen, 3 Prozent der Kaufsumme 
als Sicherheit des für die Vermittlungstätigkeit geschuldeten Steuerbe-
trages zu hinterlegen. 

IX. STEUERSTRAFRECHT 

A. Verletzung von Verfahrenspflichten und Steuerhinterziehung 

Art. 254 Abs. 1 und 2 Verjährung der Strafverfolgung 

1 Die Strafverfolgung verjährt: 

1. bei Verletzung von Verfahrenspflichten zwei drei Jahre und bei ver-
suchter Steuerhinterziehung vier sechs Jahre nach dem rechtskräf-
tigen Abschluss des Verfahrens, in dem die Verfahrenspflichten 
verletzt oder die versuchte Steuerhinterziehung begangen Steuern 
zu hinterziehen versucht wurden; 

2. bei vollendeter Steuerhinterziehung zehn Jahre nach Ablauf: der 
Steuerperiode, für welche die steuerpflichtige Person nicht oder 
unvollständig veranlagt wurde oder der Steuerabzug an der Quelle 
nicht gesetzmässig erfolgte, oder zehn Jahre nach Ablauf des Ka-
lenderjahres, in dem eine unrechtmässige Rückerstattung oder ein 
ungerechtfertigter Erlass erwirkt wurde oder Vermögenswerte im 
Inventarverfahren verheimlicht oder beiseitegeschafft wurden. 
a) der Steuerperiode, für welche die steuerpflichtige Person nicht 

oder unvollständig veranlagt wurde oder der Steuerabzug an 
der Quelle nicht gesetzesmässig erfolgte (Art. 248 Abs. 1 Ziff. 
1 und 2); 

b) des Kalenderjahres, in dem eine unrechtmässige Rückerstat-
tung oder ein ungerechtfertigter Erlass erwirkt wurde (Art. 248 
Abs. 1 Ziff. 3) oder Nachlasswerte im Inventarverfahren ver-
heimlicht oder beiseitegeschafft wurden (Art. 251 Abs. 1-3). 

2 Die Verjährung wird durch jede Strafverfolgungshandlung gegenüber 
der steuerpflichtigen Person oder gegenüber einer der in Art. 250 ge-
nannten Personen unterbrochen. Die Unterbrechung wirkt sowohl ge-
genüber der steuerpflichtigen Person als auch gegenüber diesen ande-
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ren Personen. Mit jeder Unterbrechung beginnt die Verjährungsfrist neu 
zu laufen; sie kann aber insgesamt nicht um mehr als die Hälfte ihrer 
ursprünglichen Dauer hinausgeschoben werden. tritt nicht mehr ein, 
wenn die Steuerstrafbehörde vor Ablauf der Verjährungsfrist eine Verfü-
gung erlassen hat. 

B. Strafverfahren 

4. Bezug 

Art. 268 Abs. 2-4 Grundsatz 

1 Die Bestimmungen über den Steuerbezug und die Steuersicherung gelten sinnge-
mäss. 

2 Bussen- und Kostenforderungen verjähren fünf Jahre nachdem die 
Veranlagung rechtskräftig geworden ist. 

3 Stillstand und Unterbrechung der Verjährung richten sich nach 
Art. 189 Abs. 3 und 4. 

4 Die Verjährung tritt in jedem Fall zehn Jahre nach Ablauf des Jahres 
ein, in dem die Steuern rechtskräftig festgesetzt worden sind. 

C. Steuervergehen 

Art. 270 Abs. 1 Steuerbetrug 

1 Wer zum Zwecke einer Steuerhinterziehung im Sinne der Art. 248-
250 gefälschte, verfälschte oder inhaltlich unwahre Urkunden wie Ge-
schäftsbücher, Bilanzen, Erfolgsrechnungen oder Lohnausweise und 
andere Bescheinigungen Dritter zur Täuschung gebraucht, wird mit 
Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe bestraft. Eine bedingte 
Strafe kann mit Busse bis zu Fr. 10 000.- verbunden werden. 

2 Die Bestrafung wegen Steuerhinterziehung bleibt vorbehalten. 

3 Liegt eine Selbstanzeige gemäss Art. 248 Abs. 3 oder Art. 253a Abs. 1 vor, so wird 
von einer Strafverfolgung wegen allen anderen Straftaten abgesehen, die zum Zweck die-
ser Steuerhinterziehung begangen wurden. Diese Bestimmung ist auch in den Fällen ge-

mäss Art. 250 Abs. 3 und Art. 253a Abs. 3 und 4 anwendbar. 

Art. 271 Abs. 1 Veruntreuung von Quellensteuern 

1 Wer zum Steuerabzug an der Quelle verpflichtet ist und abgezogene 
Steuern zu seinem oder eines anderen Nutzen verwendet, wird mit 
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Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe bestraft. Eine bedingte 
Strafe kann mit Busse bis zu Fr. 10 000.- verbunden werden. 

2 Werden Quellensteuern im Geschäftsbereich einer juristischen Person, eines Perso-
nenunternehmens, einer Körperschaft oder Anstalt des öffentlichen Rechts veruntreut, ist 

Abs. 1 auf die Personen anwendbar, die für sie gehandelt haben oder hätten handeln sol-
len. 

3 Liegt eine Selbstanzeige gemäss Art. 248 Abs. 3 oder Art. 253a Abs. 1 vor, so wird 
von einer Strafverfolgung wegen Veruntreuung von Quellensteuern und anderen Strafta-

ten, die zum Zweck der Veruntreuung von Quellensteuern begangen wurden, abgesehen. 
Diese Bestimmung ist auch in den Fällen gemäss Art. 250 Abs. 3 und Art. 253a Abs. 3 
und 4 anwendbar. 

Art. 273 Verjährung der Strafverfolgung 

1 Die Strafverfolgung der Steuervergehen verjährt nach Ablauf von 
zehn 15 Jahren, seitdem nachdem die Täterin oder der Täter die letzte 
strafbare Tätigkeit ausgeführt wurde hat. 

2 Die Verjährung wird durch jede Strafverfolgungshandlung gegenüber 
der Täterin oder dem Täter, der Anstifterin oder dem Anstifter bezie-
hungsweise der Gehilfin oder dem Gehilfen unterbrochen. Die Unter-
brechung wirkt gegenüber allen Beteiligten. Mit jeder Unterbrechung 
beginnt die Verjährungsfrist neu zu laufen; sie kann aber insgesamt 
nicht um mehr als fünf Jahre hinausgeschoben werden tritt nicht mehr 
ein, wenn vor Ablauf der Verjährungsfrist ein erstinstanzliches Urteil er-
gangen ist. 

X. ÜBERGANGS- UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Art. 280b Übergangsbestimmung zur Änderung vom […] 

Für die Beurteilung von Straftaten, die in die Steuerperioden vor Inkraft-
treten der Änderung vom […] begangen wurden, ist das neue Recht 
anwendbar, sofern dieses milder ist als das in jenen Steuerperioden gel-
tende Recht. 
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II. 

1 Diese Änderung untersteht dem fakultativen Referendum. 

2 Der Regierungsrat legt den Zeitpunkt des Inkrafttretens fest. 

 

Stans, LANDRAT NIDWALDEN 

 Landratspräsidentin 

     

 Landratssekretär 

     

Datum der Veröffentlichung:  
Letzter Tag für die Hinterlegung eines Gegenvorschlages:  
Letzter Tag der Referendumsfrist:  
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	4  Der Regierungsrat kann anstelle des Abzugs der nachgewiesenen Gewinnungskosten gemäss Abs. 2 dieser Bestimmung Pauschalabzüge festlegen. Der Nachweis effektiv höherer Gewinnungskosten bleibt vorbehalten. Die Gewinnungskosten betragen:
	5  Der mit der Organisation der Darbietung im Kanton beauftragte Veranstalter ist für die Steuer solidarisch haftbar.
	6  Die Höhe der Bruttoeinkünfte, ab welcher die Quellensteuer erhoben wird, richtet sich nach den bundesrechtlichen Ausführungsbestimmungen.
	1  Im Ausland wohnhafte Mitglieder der Verwaltung oder der Geschäftsführung von juristischen Personen mit Sitz oder tatsächlicher Verwaltung im Kanton sowie von ausländischen Unternehmen, die im Kanton Betriebsstätten unterhalten, unterliegen für die ...
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	2  Die an der Quelle abgezogene Steuer wird zinslos angerechnet.
	3  Die Voraussetzungen und das Verfahren richten sich nach den bundesrechtlichen Ausführungsbestimmungen.
	1  Bei stossenden Verhältnissen, insbesondere betreffend die im Quellensteuersatz einberechneten Pauschalabzüge, können die zuständigen Behörden von Amtes wegen eine nachträgliche ordentliche Veranlagung zugunsten oder zuungunsten der steuerpflichtige...
	2  Die Voraussetzungen richten sich nach den bundesrechtlichen Ausführungsbestimmungen.
	1  Die Schuldnerin oder der Schuldner der steuerbaren Leistung erhält für ihre oder seine Mitwirkung eine Bezugsprovision von 1 bis 2 Prozent des gesamten Quellensteuerbetrages. Der Regierungsrat legt in einer Verordnung den Ansatz fest, höchstens ab...
	2  Kommt die Schuldnerin oder der Schuldner der steuerbaren Leistung ihren oder seinen Mitwirkungspflichten nicht oder ungenügend nach, kann das Kantonale Steueramt die Bezugsprovision herabsetzen oder ausschliessen.
	1  Im Kanton unbeschränkt oder beschränkt Steuerpflichtige, für die eine ausserkantonale Schuldnerin oder ein ausserkantonaler Schuldner der steuerbaren Leistung den Steuerabzug vornimmt oder vorgenommen hat, unterliegen der Quellensteuerpflicht nach ...
	2  Die von der ausserkantonalen Schuldnerin oder dem ausserkantonalen Schuldner abgezogenen und überwiesenen Quellensteuern werden an die nach diesem Gesetz geschuldeten Steuern zinslos angerechnet. Zu viel bezogene Steuern werden der steuerpflichtig...
	1  Die Erbschafts- und Schenkungssteuersätze betragen:
	2  Von den steuerbaren Vermögensübergängen werden bei der Steuerberechnung pro Empfängerin oder Empfänger Fr. 20 000.- je Steuerperiode abgezogen.
	3  Aufgehoben Der Regierungsrat kann in der Vollzugsverordnung bestimmen, unter welchen Voraussetzungen und wie bei Zuwendungen an und aus Stiftungen das Verhältnis zwischen Destinatärin oder Destinatär und Stifterin oder Stifter berücksichtigt wird.
	1  Natürliche Personen müssen der Steuererklärung insbesondere beilegen:
	2  Natürliche Personen mit Einkommen aus selbstständiger Erwerbstätigkeit und juristische Personen müssen der Steuererklärung beilegen:
	3  Zudem haben Kapitalgesellschaften, Genossenschaften, Körperschaften gemäss Art. 65 Abs. 1 Ziff. 2 sowie Vereine und Stiftungen mit überwiegend kommerzieller Tätigkeit das ihrer Veranlagung dienende Eigenkapital am Ende der Steuerperiode oder der St...
	1  Gegen die Veranlagungsverfügung kann die steuerpflichtige Person bei der Veranlagungsinstanz binnen 30 Tagen nach erfolgter Zustellung schriftlich Einsprache erheben.
	2  Eine Veranlagung nach pflichtgemässem Ermessen kann die steuerpflichtige Person nur wegen offensichtlicher Unrichtigkeit anfechten.
	3  Bei einer provisorischen Rechnung kann nur gerügt werden, dass die Veranlagung nicht nach den gesetzlichen Bestimmungen erfolgt ist. Insbesondere kann glaubhaft gemacht werden, dass der voraussichtlich geschuldete Steuerbetrag tiefer ist als die pr...
	1  Ist die Die steuerpflichtige Person oder die Schuldnerin beziehungsweise der Schuldner der steuerbaren Leistung mit dem Steuerabzug nicht einverstanden, können sie kann von der zuständigen Veranlagungsinstanz bis am 31. März des auf die Fälligkeit ...
	2  Die Schuldnerin beziehungsweise der Schuldner der steuerbaren Leistung kann von der zuständigen Veranlagungsinstanz bis am 31. März des auf die Fälligkeit der Leistung folgenden Steuerjahres einen Entscheid über Bestand und Umfang der Steuerpflicht...
	1  Hat die Schuldnerin beziehungsweise der Schuldner der steuerbaren Leistung den Steuerabzug nicht oder ungenügend vorgenommen, wird der fehlende Betrag nachgefordert. Der Rückgriff der Schuldnerin beziehungsweise des Schuldners der steuerbaren Leist...
	2  Hat die Schuldnerin oder der Schuldner der steuerbaren Leistung einen zu hohen Steuerabzug vorgenommen, muss sie oder er der steuerpflichtigen Person die Differenz zurückzahlen.
	3  Die steuerpflichtige Person kann von der zuständigen Veranlagungsinstanz zur Nachzahlung der von ihr geschuldeten Quellensteuer verpflichtet werden, wenn die ausbezahlte steuerbare Leistung nicht oder nicht vollständig um die Quellensteuer gekürzt ...
	1  Ergibt sich aufgrund von Tatsachen oder Beweismitteln, die der Steuerbehörde nicht bekannt waren, dass eine Veranlagung zu Unrecht unterblieben oder eine rechtskräftige Veranlagung unvollständig ist, oder ist eine unterbliebene oder unvollständige ...
	2  Hat die steuerpflichtige Person die Bestandteile der steuerbaren Leistungen oder Werte in ihrer Steuererklärung vollständig und genau angegeben und waren die für die Bewertung der einzelnen Bestandteile erforderlichen Grundlagen der Veranlagungsbeh...
	1  Die Steuer wird gemäss Veranlagung bezogen. Ist die Veranlagung im Zeitpunkt der Fälligkeit noch nicht vorgenommen, wird die Steuer mit einer provisorischen Rechnung erhoben. Eine provisorische Steuerrechnung wird der steuerpflichtigen Person zuges...
	2  Grundlage der provisorischen Steuerrechnung Rechnung ist sind die Steuererklärung, die letzte rechtskräftige Veranlagung oder der mutmasslich geschuldete Steuerbetrag.
	1  Nach der Vornahme der Veranlagung wird der steuerpflichtigen Person die Schlussrechnung die definitive Steuerrechnung zugestellt. Diese kann mit der Eröffnung der Veranlagung verbunden werden.
	2  Die definitive Steuerrechnung kann gleichzeitig mit der Eröffnung der Veranlagung zugestellt werden. Die Schlussrechnung enthält die Abrechnung über die geleisteten Zahlungen und Gutschriften sowie über die Zinsen. Zu wenig bezahlte Beträge werden ...
	3  Die Erbschaftssteuer wird für jede Erbin und jeden Erben sowie für jede Vermächtnisnehmerin und jeden Vermächtnisnehmer einzeln berechnet, jedoch gesamthaft für alle Steuerpflichtigen in Rechnung gestellt.
	4  Erbinnen und Erben, Erbschaftsverwalterinnen oder Erbschaftsverwalter, Willensvollstreckerinnen oder Willensvollstrecker, Vermächtnisnehmerinnen und Vermächtnisnehmer und andere mit der Teilung des Nachlasses betraute Personen müssen die Steuerbetr...
	1  Die jährlich wiederkehrenden Steuern werden bei den natürlichen Personen in zwei Steuerraten und bei den juristischen Personen in einer Rate bezogen Allgemeiner Fälligkeitstermin für die periodisch geschuldeten Einkommens-, Vermögens-, Gewinn- und ...
	2  Der Regierungsrat bestimmt die Fälligkeitstermine und das Mahn- und Bezugsverfahren Die übrigen Steuern, die Bussen und die Mahngebühren werden mit der Zustellung der Rechnung fällig.
	3  In jedem Fall wird die Steuer fällig:
	4  Der Fälligkeitstermin bleibt unverändert, auch wenn zu diesem Zeitpunkt die Veranlagung noch nicht vorgenommen oder wenn gegen die Veranlagung Einsprache oder Beschwerde erhoben worden ist.
	1  Die periodisch geschuldeten Einkommens-, Vermögens-, Gewinn- und Kapitalsteuern sowie die Kopfsteuer sind mit der allgemeinen Fälligkeit zu entrichten.
	2  Die übrigen Steuern sowie die Bussen und Gebühren sind binnen 30 Tagen nach Fälligkeit zu entrichten.
	3  Die steuerpflichtige Person ist nach Ablauf der Zahlungsfrist zu mahnen.
	1  Für verspätet bezahlte Steuern wird ab dem 31. Tag nach der Fälligkeit ein Verzugszins geschuldet. Der Regierungsrat bestimmt in einer Verordnung, inwieweit zu wenig oder zu viel beziehungsweise vor der Frist oder nicht fristgemäss bezahlte Beträge...
	2  Auf zurückzuerstattende Steuerbeträge gemäss Art. 243 wird ein Rückerstattungszins ausgerichtet, wenn seit der Zahlung mehr als 30 Tage verflossen sind. Dasselbe gilt für Steuerbeträge, die aufgrund von Rechtsmittelentscheiden oder Revisionsentsche...
	3  Aufgehoben Natürlichen Personen, welche die zweite Steuerrate vorausbezahlen, wird ab dem 31. Tag nach der Fälligkeit der ersten Steuerrate ein Vergütungszins ausgerichtet.
	4  Aufgehoben Auf dem Differenzbetrag zwischen provisorischer Steuerrechnung und definitiver Veranlagung wird bei den juristischen Personen weder ein Verzugszins erhoben noch ein Rückerstattungs- oder Vergütungszins entrichtet.
	5  Aufgehoben Auf dem Differenzbetrag zwischen provisorischer und definitiver Steuerrechnung ist bei den natürlichen Personen folgende Verzinsung zu leisten:
	6  Aufgehoben Der Regierungsrat legt die verschiedenen Zinssätze fest. Er bestimmt zudem die Voraussetzungen, bei deren Vorhandensein auf Zinsen zugunsten wie zuungunsten der steuerpflichtigen Person verzichtet wird.
	1  Steuerpflichtigen, für die Bedeutet für eine steuerpflichtige Person infolge einer Notlage die Bezahlung Zahlung der Steuer, eines Zinses oder einer Busse wegen einer Übertretung eine grosse Härte bedeuten würde, so können die geschuldeten Beträge ...
	2  Eine Notlage liegt vor, wenn der ganze geschuldete Betrag in einem Missverhältnis zur finanziellen Leistungsfähigkeit der steuerpflichtigen Person steht. Bei natürlichen Personen ist ein Missverhältnis insbeson-dere dann gegeben, wenn die Steuersch...
	3  Bussen und Nachsteuern werden nur in besonders begründeten Ausnahmefällen erlassen. Ein Erlass ist ausgeschlossen wenn:
	4  Liegt eine Überschuldung im Sinne von Abs. 3 Ziff. 2 vor, so kann im Rahmen einer Gesamtschuldensanierung in dem Umfang ein Steuererlass gewährt werden, in dem die übrigen Gläubiger auf ihre Ansprüche verzichten. Auf Erlassgesuche wird nur eingetre...
	5  In Quellensteuerfällen kann nur die steuerpflichtige Person selbst  oder die von ihr bestimmte vertragliche Vertretung ein Erlassgesuch einreichen.
	1  Das Erlassgesuch muss schriftlich und begründet sein und die nötigen Beweismittel enthalten ist mit schriftlicher Begründung und unter Beilage der nötigen Beweismittel der zuständigen kantonalen Behörde einzureichen. Im Gesuch ist die Notlage darzu...
	2  Bezügerinnen und Bezüger von Einkünften aufgrund der Bundesgesetzgebung über Ergänzungsleistungen zur Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenversicherung, die über kein steuerbares Vermögen verfügen, können das Erlassgesuch gleichzeitig mit der Steu...
	3  Für die gesuchstellende Person gelten die Verfahrensrechte und Verfahrenspflichten des Veranlagungsverfahrens nach diesem Gesetz. Sie hat der Erlassinstanz umfassende Auskunft über ihre wirtschaftlichen Verhältnisse zu erteilen. Erfüllt die gesuchs...
	4  Gegen die Abweisung eines Erlassgesuches sind die gleichen Rechtsmittel gegeben wie gegen eine Veranlagungsverfügung.
	5  Das Verwaltungs- und das Einspracheverfahren vor der Erlassinstanz sind kostenfrei. Der gesuchstellenden Person können jedoch die Kosten ganz oder teilweise auferlegt werden, wenn sie ein offensichtlich unbegründetes Gesuch eingereicht hat.
	6  Die Erlassinstanz verfügt über sämtliche Untersuchungsmittel nach diesem Gesetz.
	7  Im Übrigen richten sich insbesondere die Voraussetzungen für den Steuererlass, die Gründe für dessen Ablehnung sowie das Erlassverfahren nach den bundesrechtlichen Ausführungsbestimmungen.
	1  Veräussert eine im Kanton ausschliesslich aufgrund von Grundeigentum steuerpflichtige natürliche oder juristische Person ein im Kanton gelegenes Grundstück, so darf die Erwerberin oder der Erwerber im Grundbuch nur mit schriftlicher Zustimmung des ...
	2  Das kantonale Steueramt bescheinigt der Veräusserin oder dem Veräusserer zuhanden des Grundbuchverwalters ihre Zustimmung zum Eintrag, wenn die mit dem Besitz und der Veräusserung des Grundstückes in Zusammenhang stehende Steuer bezahlt oder sicher...
	IX. STEUERSTRAFRECHT
	A. Verletzung von Verfahrenspflichten und Steuerhinterziehung
	1  Die Strafverfolgung verjährt:
	2  Die Verjährung wird durch jede Strafverfolgungshandlung gegenüber der steuerpflichtigen Person oder gegenüber einer der in Art. 250 genannten Personen unterbrochen. Die Unterbrechung wirkt sowohl gegenüber der steuerpflichtigen Person als auch gege...

	B. Strafverfahren
	1  Die Bestimmungen über den Steuerbezug und die Steuersicherung gelten sinngemäss.
	2  Bussen- und Kostenforderungen verjähren fünf Jahre nachdem die Veranlagung rechtskräftig geworden ist.
	3  Stillstand und Unterbrechung der Verjährung richten sich nach Art. 189 Abs. 3 und 4.
	4  Die Verjährung tritt in jedem Fall zehn Jahre nach Ablauf des Jahres ein, in dem die Steuern rechtskräftig festgesetzt worden sind.
	1  Wer zum Zwecke einer Steuerhinterziehung im Sinne der Art. 248-250 gefälschte, verfälschte oder inhaltlich unwahre Urkunden wie Geschäftsbücher, Bilanzen, Erfolgsrechnungen oder Lohnausweise und andere Bescheinigungen Dritter zur Täuschung gebrauch...
	2  Die Bestrafung wegen Steuerhinterziehung bleibt vorbehalten.
	3  Liegt eine Selbstanzeige gemäss Art. 248 Abs. 3 oder Art. 253a Abs. 1 vor, so wird von einer Strafverfolgung wegen allen anderen Straftaten abgesehen, die zum Zweck dieser Steuerhinterziehung begangen wurden. Diese Bestimmung ist auch in den Fällen...
	1  Wer zum Steuerabzug an der Quelle verpflichtet ist und abgezogene Steuern zu seinem oder eines anderen Nutzen verwendet, wird mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder Geldstrafe bestraft. Eine bedingte Strafe kann mit Busse bis zu Fr. 10 000.- v...
	2  Werden Quellensteuern im Geschäftsbereich einer juristischen Person, eines Personenunternehmens, einer Körperschaft oder Anstalt des öffentlichen Rechts veruntreut, ist Abs. 1 auf die Personen anwendbar, die für sie gehandelt haben oder hätten hand...
	3  Liegt eine Selbstanzeige gemäss Art. 248 Abs. 3 oder Art. 253a Abs. 1 vor, so wird von einer Strafverfolgung wegen Veruntreuung von Quellensteuern und anderen Straftaten, die zum Zweck der Veruntreuung von Quellensteuern begangen wurden, abgesehen....
	1  Die Strafverfolgung der Steuervergehen verjährt nach Ablauf von zehn 15 Jahren, seitdem nachdem die Täterin oder der Täter die letzte strafbare Tätigkeit ausgeführt wurde hat.
	2  Die Verjährung wird durch jede Strafverfolgungshandlung gegenüber der Täterin oder dem Täter, der Anstifterin oder dem Anstifter beziehungsweise der Gehilfin oder dem Gehilfen unterbrochen. Die Unterbrechung wirkt gegenüber allen Beteiligten. Mit j...

	X. ÜBERGANGS- UND SCHLUSSBESTIMMUNGEN
	1  Diese Änderung untersteht dem fakultativen Referendum.
	2  Der Regierungsrat legt den Zeitpunkt des Inkrafttretens fest.


